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Geſtern verhandelte das außerordentliche Kriegsgericht
gegen den in Treptow verhafteten unabhängigen Äbgeord-
neten Dittmann, der ſich wegen angeblichen verſuchten
Landesverrates, Widerſtandes gegen die Staatsgewalt, ſowie
Uebertretung der Verordnung des Oberkommandierenden, be
treffend das Verſammlungsverbot der Streikleitung, zu ver
antworten hatte. Dieſe Delikte werden in folgenden Para
en e Strafgeſetzbuchs behandelt: S 89 des Strafgeſetz

autet:
„Eine Deutſcher, welcher vorſätzlich während eines

Deutſche Reich ausgebrochenen Krieges einer am
r leiſtet, oder der Kriegsmacht des Deutſchen Reiches oder der

undesgenoſſen desſelben Nachteil zufügt, wird wegen Landes-verrats mit Zuchthaus bis zu zehn Fahren oder mit Feſtungshaft

von gleicher Dauer beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden,
ſo tritt Feſtungshaft bis zu zehn Jahren ein.“

Der S 110 des Strafgeſetzbuchs ſagt:

egen das
acht Vor

und den Streikhochhalten.“ Selbſt als ihn ein Po
lizeiwachtmeiſter das drittemal aufgefordert habe, ſeine Rede
zu ſchließen und die Menge auseinandergehen zu heißen, habe
er weitergeredet; ferner habe er den Poliziſten
„körperlichen Widerſtand“ geleiſtet.“

Der Angeklagte beſtreitet jede Schuld. Er ſei Mitglied
des Aktionsausſchuſſes des Arbeiterrates geweſen. Die Si
tuation war ſo, daß ein einzelner gar keinen Einfluß auf den
Ausbruch des Streiks und auch keinen Einfluß auf die Geſtal
tung von Einzelheiten und auf den Verlauf des Streiks hatte.
Der Angeklagte bezeichnet den Streikausbruch als ein geſell-
ſchaftliches Elementarereignis, das als Reaktion gegen die
Handhabung des Belagerungszuſtandes und die Treibereien
der Vaterlandspartei und der Alldeutſchen betrachtet werden
müſſe. Die Arbeiter hatten den Eindruck, daß die Regierung
dieſen Treibereien nachgebe und ſie ſahen ſich veranlaßt, durch

Deutſchland in den Rücken fälle. Der Angekbagte wieder
holt, daß in der Streikleitung oder in dem Komitee, das zur
Leitung des Streiks gebildet worden ſei, über dieſe Seite der
Frage nur eine Meinung beſtanden habe, die dahingegangen
ſei, daß es ſich hier nur um einen Demonſtrationsſtreik
handle und zur Bekundung des Willens, daß die Arbeiterſchaft
keinen el eriondfrieden. ſondern einen Verſtändigungsfrieden
wünſche.

Vorſitzender: Ob Demonſtrationsſtreik oder nicht, i ſt
e gal. Tatſache iſt doch, daß in einer Anzahl von Kriegs
betrieben ein großer Teil der Arbeiter geſtreikt hat und daß
dadurch die Betriebe lahmgelegt wurden. Wenn eine ſolche
Bewegung ausbricht, ſo iſt das doch ein Spiel mit dem Feuer.
Ken Dauer und urſprüngliche Abſicht ſpielen da doch keine

olle.
Angeklagter: Als intellektuellen Urheber des

Streiks betrachten wir Herrn v. Tirpitz.den Demonſtrationsſtreik zu bekunden, daß ſie alles daran„Wer öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder wer durch Ver o iPorei i Hei Jn ſei Verteidig beſtreitet der Angeklagte, daan n Jn ſeiner Verteidigung reitet der Angeklagte, daß ern S Wer e en r e r e er San aahn a n i Poeſen geleWireit pr. überhaupt vom Streik geſprochen habe. Er habe ſich nur
Ab- ſetze oder rechts ltihe Veroodanngen borrt ges gehen S Die cieren. Dagegen ſei der Verſuch gemacht worden, den Unter über die Notwendigkeit verbreitet, einen demokratiſchen
12. keit innerhalb rer guſtändigtei getro ſchen Anor nungen auſ ſtaatsſekretär Wallraf zu bewegen, mit dem Ausſchuß und Frieden anzuſtreben. Er habe auch keinen Widerſtand ge
I fordert wird mit Geltſtrafe dis zu ſe hundert Mark oder mit mit den Arbeitern zu verhandeln. Das Verbot an die Mit leiſtet, er habe vielmehr, als ihn der betreffende Gendarm am
ne Gefängnis bis zu zwei Jahren beſtaſt glieder des Aktionsausſchuſſes, das vom Oberkonimando aus In habe rn r e r n Zu

in d Agori en ſei ſei di ikleitum jon erkennen gegeben und geſagt, er reiVer birerr gen e Bettebieeae eneteean r et eleen worhen, h gegen eine einzelne Perſon Her die. Der Aula ger ſieht an einer Reihe der dem Ang.
und Dr. feld. Es ſind 4f Zeugen geladen, darunter Verſammlung polizeilich angemeldet geweſen ſei, wiſſe er klagten vorgefundenen Flugblättern nachzuweiſen, daß er mit 5

R r wie an die Se ena et mehrere e n e er et reeteeeAen e eeeehhnoſſen Scheidemann. e ſammlung auf loyalem Wege zuſtande gekommen ſei. daräütf, daß die e in Rußland ganz anders
„„Die Anklage wacht Dittmann zum Vorwurf, er habe in Der Vorſitzende hält dem Angeklagten vor, daß er als bei uns in Deutſchland.einer am vorigen Donnerstag i Treptower Park abgehal Reichstagsabgeordneter doch habe wiſſen müſſen, daß es eine Der Anklagevertreter beantragte 4 Jahre Zuchthaus.

denen Verſammlung der Streikenden irre und bei dieſer „verbrecheriſche Tätigkeit“ ſei, wenn die Arbeiter Das Urteil lautete auf 5 Jahre Feſtung, zwei Monat
Gelegenheit ausgeführt: „Wir müſſen aushaltenl in einer Zeit, in der das Vaterland in ſchwerem Kriege ſtehe, l Gefängnis.

en

rff ann nzwiſſenſchaftLudendorff Kühlmann Czernin. Tendenzvwiſſenſchaft.
Auf dem vor zehn Jahren in Leipzig abgehaltenen Hochſchul-

en Kühlmann und Czernin ſind aus Breſt-Litowſk, Luden Hoffnung feſt, daß die ruſſiſchen Leniſten ſich dan trotz ihres lehrertage klagte der verſtorbene Geſchichtsprofeſſor Lamprecht, daß
W dorff aus dem großen Hauptquartier nach Berlin zu einer Doktrinarismus auf den Boden der real möglichen Friedens die deutſchen Univerſitäten nicht mehr an der Spitze der Univerſi-

„Beſprechung der wirtſchaftlichen und politiſchen Fragen“ bedingungen ſtellen werden. Sie vergeben ſich dabei nichts, äten des Weltalls ſtänden, andere Länder ſeien uns voraus. Wo
r or der Abreiſe aus Breſt hat Kühl die Demokratie und das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker nit Lamprecht nicht geſagt haben wollte, daß die Univerſitäten des

r en ſind dabei leidlich gewahrt. Auslandes über beſſere Lehrkräfte, ſondern über reichere Mittelrſitzenden der ruſſiſchen Delegation mitgeteilt,a die Pauſe burg Verband 8 Staaungen von Staat zu Staat ichzeitig mit di iausgefüllt werden ſolle. g z Gleichzeitig mit dieſer Entſcheidung im Oſten iſt auch die verfügen als unſere deutſchen Univerſitäten. Bekannt iſt, wie

Täuſchen nicht alle Anzeichen, ſo ſind u die Entſchei-
dungen gefallen, denen das ganze deutſche Volk mit fiebernder
rung entgegenſah. Die Verhandlungen von Staat
zu Staat in BreſtLitowsk ſind offenbar der Verſtändigung
mit der ukrainiſchen Zentral-Ra und ſollenden Friedensvertrag mit ihr zum Abſchluß fertig machen.
Die mit der nergegrünveten Ukraine hat
bekanntlich deshalb eine gar eſonders hohe Bedeutung,weil ſie das einzige Land in Europa iſt, das Abglicherweiſe

einen Ueberſchuß an Brotgetreide pgeben vermag. Da
die Ukraine ſich n im Krieg mit Rußland be-
findet, würde der r r r und den Mittel
mächten die ukrainiſchen Vorräte vorausſichtlich dieſen zu
e kommen laſſen. Deshalb hat Graf Czernin in den
etzten Verhandlungen der öſterreichiſchen Delegation den

mit der Ukraine den „Brotfrieden“ getauft. Durch
elegramme der P. T. A. war vorübergehend in Deutſchland

der Eindruck erweckt worden, als ob die ZJentral-Rada mit
ihrer Macht am Ende ſei und demnächſt auch in Kiew eine
bolſchewiſtiſche Regierung in engem Zuſammenwirken mit
Petersburg amten würde. Trotzki hatte ſich in Breſt bemüht,
durch Verleſung ihm zugegangener Telegramme dieſen Einren S wer rdruck zu ver erſichtlich nun auch dieinneren Zuſtände Rußland ſind cheint es doch heute
er zu ſein, daß die Zentral- grerwertie die tat
ächliche t und Regierun valt der Ukraine ver-körpert. Sie hat ſich von en vollſtändig losgeſagt
und iſt daher in der Lage und Willens, ohne Rückſicht auf
Petersburg Frieden zu ſchließen.

Somit ſind alle Vorausſetzu gegeben, um mit der
Ukraine, wenn nichts Unvo iſchenkommt,

echu Feſtlegungder niltariſchen w., die dann
notwendig werden könnten. Der h. mit der
Ukraine würde die Fortſetzung des Rumänien
völlig ausſichtslos, nahezu unmöglich Damit wäre
er den Süden der Oſtfront der Friedenszuſtand erreicht. Jm

orden hätte dann Trotzki die Enti
dingungen einwilligen will,
äußerſtes eſtändnis h haben. Es iſt
gender daß man i durch ein überſtürgtes Ulti
matum die Möglichkeit nimmt, gründlich

ugen, daß die deutſchen Demo
tionsverfuch waren und ſein ſollten. Wir halten an der

nten. riedens Fangigen ſozialdemokr

Erfolg begleitet.

im Weſten gefallen. Der Oberſte Kriegsrat der Entente hat
am Sonnabend in Verſailles in Gegenwart von Lloyd George,
Elemenceau, Orlando und Vertretern Wilſons beſchloſſen, in
den jüngſten Erklärungen Czernins und Hertlings keine An
näherung an die gemäßigten Bedingungen der Entente zu er
blicken. Der Oberſte Kriegsrat der Alliierten hat daraus den
Schluß gezogen, daß die einzige unmittelbare Aufgabe der
Entente die Fortſetzung des Krieges mit der äußerſten Energie
iſt. Damit iſt der Vermittlungsverſuch des Grafen Czernin
geſcheitert.

Die Würfel ſind gefallen. Jm Südoſten iſt der Friede
höchſtwahrſcheinlich, im Nordoſten die Wiederaufnahme des
Krieges durch die Großruſſen ausgeſchloſſen, der formelle
Friedensſchluß möclich; im Weſten aber geht der Krieg
weiter, und erſt die furchtbaren Kämpfe des Frühjahrs werden
die Entſcheidung über das Schickſal der Welt bringen. Bringen
die nächſten Monote große deutſche Siege, dann iſt der Ver-
ſtändigungsfriede in abſehbarer Zeit zu erreichen; behaupten
ſich England und Frankreich im Felde, dann warten ſie das
Eintreffen der vollen amerikaniſchen Heeresſtörke ab und
er den Aushungerungskrieg ins Unabſehbare
weiter.

Die Streikbewegung.
Jn Berlin iſt am Montag morgen die Arbeit in ziemlich

erheblich em Umfange wieder aufgenommen worden. Die Schätzung
der Zahl der wieder Arbeitenden geht natürlich auseinander.
Aber man kann nach allen vorliegenden Anzeichen annehmen, daß
die Schätzung einer Stelle, die von 100000 Arbeitern ſpricht, die am
Montag morgen wieder angefangen haben, der Wahrheit nahe
kommt. Jm übrigen t bemerkenswertes am r vor
efallen. Es gibt freilich noch Kreiſe, die mit einem Wiederauf-ſage der Bewegung rechnen. Doch dürfte dieſe Erwartung kaum

n Erfüllung gehen.
Aus München wird vom 4. Februar berichtet: Die Ein i-

ungsverhandlungen, die zwiſchen den von der unab
i Partei r Ausſtändigen undder ſozialden okratiſchen i angebahnt wurden, waren voneiner Sonnabend abend im Gewertkſchafts

erklärten die Streikführer unter dem
der Aktion der ſozialdemokratiſchen

amit iſt die Wiederaufnahme
der Arbeit in allen Münchner Betrieben am Montag früh

rt. Die Strei ng in München hat alſo nach vier
ägiger Dauer ihren Abſchluß gefunden. Störungen der öffentlichen

Rühe waren im Verlaufe der Bewegung nicht zu verzeichnen.

auſe abgehaltenen Si
ruck der Verhältniſſe,

Partei anſchließen zu wo

namentlich in Amerika reiche Leute in uneigennütziger Weiſe nicht
nur den Univerſitäten reiche Mittel zuwenden, ſondern ganze
Univerſitäten errichten und unterhalten. Auch bei uns iſt ſeit Jahr
ren die beſitzende Klaſſe dabei, aus privaten Mitteln den Univerſi-
täten neue Zweige der Wiſſenſchaft anzugliedern und ganz oder
teilweiſe zu unterhalten. Doch geſchieht dies nicht um der Wiſſen
ſchaft willen, zur Förderung der Wiſſenſchaft an ſich, ſondern zu
dem ausgeſprochenen Zweck, die Wiſſenſchaft im Intereſſe von
Jnduſtrie und Landwirtſchaft zu beeinfluſſen und Kräfte heranzu-
bilden, die den Intereſſen des beweglichen und unbeweglichen
Kapitals dienen. Ueber dieſe längſt bekannte Tatſache hat Profeſſor
Karl Bücher, der 25 Jahre lang eine Zierde der Leipziger Uni
verſität war und hier theoretiſche Nationalökonomie lehrte, im
3. Hefte der Zeitſchrift für die geſamten Staatswiſſenſchaften in
einem hochaktuellen Aufſatze: „Eine Schickſalsſtunde der akademiſchen

Nationalökonomie“ eindringlichſt Klage geführt.
Die Unternehmer, ſo ſchreibt Bücher, erwarten von den Pro

feſſoren an den Univerſitäten, daß ſie ſich ihnen wie die Sekretäre
und Shyndizi der Handelskammern in ihren Anſchauungen anbe-
quemen und die Freiheit der Wiſſenſchaft nur ſo weit zulaſſen, als
ſie ſich zum Dolmetſch ihrer eigenen Wünſche mache. Die Wirt
ſchaftspolitik, die auf den Univerſitäten vorgetragen werden ſolle,
müſſe die ſein, welche die Unternehmer meinen. 1897 wurde auf
Veranlaſſung des Freiherrn v. Stumm an der Univerſität Breslau,
ohne daß die Fakultät gefragt wurde, Julius Wolf, ein der ſozial
politiſchen Richtung abholder Profeſſor, untergebracht. Die neue
Univerſität Frankfurt a. M. hat ſich mit Nationalökonomen ausge
ſtattet, die allen Anſprüchen der Schwerinduſtrie genügen können.
1905 wurde auf Veranlaſſung des Profeſſors Ehrenberg in Roſtock,
der vorher Handelskammerſhndikus in Altona geweſen war und als
Kritiker des Hamburger Hafenarbeiterſtreiks die Aufmerkſamkeit
der Unternehmer auf ſich gelenkt hatte, ein Jnſtitut für exakte
Wirtſchaftsforſchung geplant. Den Aufruf für die Schaffung dieſes
Jnſtituts unterzeichneten ebenſo Männer vom Zentralverbande
Deutſcher Jnduſtrieller wie vom Bunde der Landwirkte und eine
Reihe ihnen naheſtehender Politiker. Da begegnen wir Namen wie
Kirdorf und Borſig, Maffei und Frhr. v. Zedlitz, Ballin und Kapp,
der Herzog von Ratibor und Arnold v. Siemens, Graf Mirbach und
viele andere. Eine Geſellſchaft von ſehr verſchiedenen politiſchen und
wirtſchaftlichen Anſchauungen, aber einig im Kampfe gegen die.
Arbeiterorganiſationen und ihre Forderungen. In der Vaterland



daärtei finden ſie ſich ebenſo zuſammen wie in der Schaffung eines
Inſtituts zur Förderung der Unternehmerintereſſen.

Die kleine mecklenburgiſche Univerſität war den Gründern für
den großen Zweck nicht ausreichend. Deshalb ſtellte der Verband
Pachſiſcher Jnduſtrieller durch ſeinen Syndikus Streſemann der
Univerſität Leipgig 30 000 Mark zur Verfügung, um dieſer das

Inſtitut mit r r
Stile al Ehrenderg gelang es d

In weit größerem

Inſtirut derkehr und W tſchaft zu errichten, das mehr
wie eine ion im Jahee auszugeben in der Lage iſt.
Jehnlichen n ſahen Jnſtinte dienen in Breslau und in
Königsberg. An der Univerſität Bonn iſt ein ſolches Inſtitut gegrün
det worden, an deren Spitze der bekannte DuisbergLeverkuſen ſteht;
die Gründungsrede hielt hier der nicht minder bekannte Scharf-
macher Dr. Beumer. Alle dieſe Jnſtitute ſind in Preußen dem
Unterrichtsminiſterium unterſtellt, wodurch ſie den Eindruck wiſſen
ſchaftlich unabhängiger Lehrinſtitute machen. Bücher bemerkt aber

bitter, es würde ſich einfacher ausnehmen und wäre weniger Miß-
verſtändniſſen ausgeſetzt, wenn an einer Univerſität ein Jnſtitut
des rheiniſch weſtfäliſchen Kohlenſyndikats, an einer zweiten des
Zentralverbandes deutſcher Jnduſtrieller, an einer dritten des
Bundes der Landwirte oder des deutſchen Landwirtſchaftsrates
beſtünde.

All dieſe Jnſtitute ſollen die Tatſachen ſo gruppieren, daß ſie
Ergebniſſe liefern, wie man ſie wünſcht und braucht. Ein Lehrer
an einem dieſer Jnſtitute äußerte ſich ganz rückhaltlos, die Er
fahrung lehre, daß Geldgeber im allgemeinen nur für ſolche Jn
ſtitute zu gewinnen ſeien, die privat- wiſſenſchaftlichen Zwecken
dienen, d. h. Jnſtitute, deren Tätigkeit in den Augen des Prak-
tikers unmittelbaren und offenkundigen Wert für die Praxis
haben. Dieſe Praxis iſt die Praxis der Unternehmer. Nicht die
Praxis, die ſie ſelbſt beſſer kennen als jeder Nationalökonom,
für die ſie ihre Chemiker, Techniker und Kaufleute haben zur
Führung, Verbeſſerung und Organiſation der Produktion und
ihrer Methoden ſowie für den Vertrieb der Waren. Auch nicht
zum Abſchluß von Verträgen, wofür vor allem ihre juriſtiſchen
Syndizi eingeſetzt ſind, bedarf man dieſer neuen Jnſtitute. Aus
dieſen ſollen vielmehr hervorgehen die Verfechter der wirtſchaft
lichen Intereſſen der Unternehmer gegen die Arbeiter, ihre Or-
ganiſationen wie gegen deren politiſche Vertreter, aber auch über-
haupt gegen die den Unternehmern nicht inſtinktiv oder bewußt
dienenden Parteien. Jnnerhalb der Parteien ſollen ſie den Stand-
punkt der Unternehmerverbände vertreten; ſie ſollen Regierungen,
Parlamente, die öffentliche Meinung beeinfluſſen durch beſondere
Organe, durch Artikel in den Tageszeitungen, durch Gutachten,
Erhebungen, Statiſtiken. Für alle dieſe Zwecke ſoll der Unterricht
in dieſen Jnſtituten eingerichtet werden. Die Veröffentlichungen
dieſer Jnſtitute unterliegen, wie zum Teil in Roſtock, der Prü-
fung der Unternehmer. Doch auch ohne ſolche Prüfung
bequemen ſich dieſe Jnſtitute bewußt oder unbewußt und die dort
aufgezogenen Unternehmerſekretäre den Wünſchen der Geld-
geber an.

Jedenfalls wird an dieſen Jnſtituten alles andre gelehrt als
ovorausſetzungsloſe Wiſſenſchaft. Unverhohlen ſpricht es Bücher aus

Nationck.„Eine vom Unternehmertume aüsgeyaltene
ökonomie können wir an unſeren Univerſitäten nicht
brauchen.“ Er hebt den privaten Charakter dieſer Jnſtitute hervor
und fragt, ob es jeder ſozialen Gruppe oder jeder Richtung ge-
ſtattet ſein ſolle, das gleiche zu verlangen. „Geſetzt, die Gewerk-
ſchaften brächten die Mittel auf für ein ſolches Jnſtitut und
fänden an einer Univerſität einen Profeſſor, der es leiten wollte,
würde der Miniſter der Unterrichtsanſtalten ſich gleich entgegen-
kommend verhalten Die Frage ſtellen, heißt ſie beantworten.

Jn Leipzig iſt ſeinerzeit der Plan, mit den Mitteln der Unter-
nehmer das Ehrenbergſche Jnſtitut mit ſeinem Gründer an die
Univerſität Leipzig anzugliedern, geſcheitert. Dieſer Zweck iſt jetzt,
bewußt oder unbewußt, ohne Unternehmermittel erreicht worden.
An Stelle Büchers, dieſes bedeutendſten aller lebenden National-
ökonomen, iſt Prof. Dr. Pohle von der Univerſität Frankfurt a. M.
an die Univerſität Leipzig berufen worden. Prof. Pohle war, ſo
ſchrieb die Frankfurter Volksſtimme aus Anlaß des Wegganges
Pohles, „eine unerfeuliche Erbſchaft, die die neugegründete Univer-
ſität von ihrer Vorgängerin, der Akademie übernehmen mußte.
Keine Wiſſenſchaft hat weniger durch die Gründung der Univer-
fität gewonnen, als die Nationalökonomie. Die Akademie bot keine
Anziehung für Kräfte erſten Ranges. Man war bemüht, für die
Heranbildung der künftigen Kaufleute Vertreter kapitaliſtiſcher
Intereſſen zu gewinnen Lange Jahre blieben die Pohle, Voigt,
Arndt in Frankfurt. Niemand dachte daran, fie an andre Univerſi-
täten zu ziehen. Wie gering dieſe Herren von ihren Kollegen ge-

wertet werden, erkennt man daraus, daß man den Nanten von
keinem Nationalökonomen, der an der Frankfurter Univerſität lehrt,
im Handwörterbuche der Staatswiſſenſchaft eines biographiſchen
Artikels gewürdigt ſieht. Keine Univerſität hat Nationalökonomen
ſo unbeträchtlicher Gattung, wie die mit ſo reichen Mitteln aus-
geſtattete Frankfurter Hochſchule.“ Dieſer Prof. Pohle iſt berufen
worden, der Nachfolger Büchers auf dem Leipziger Lehrſtuhle für
akademiſche Nationalökonomie zu werden!

Als in dieſen Tagen in der Zweiten Kammer des ſächſiſchen
Landtages die Kulturkapitel beraten wurden, wurde von ſozial-
demokratiſcher Seite auch die Berufung Pohles kritiſch erörtert
und als ein Nachteil für die Leipziger Univerſität und für die
Nationalökonomie im allgemeinen gekennzeichnet, zumal auch in
München Kräfte am Werke ſind, auf den Lehrſtuhl Brentanos einen
Tendenzprofeſſor von der wiſſenſchaftlichen Qualität eines Pohle
zu berufen. Der Kultusminiſter Dr. Beck, dem die Leipziger
Unirerſität unterſtellt iſt, nahm ſich in wärmſter Weiſe des Nach
folgers Bücherz an und beſtritt jede tendenziöſe Abſicht bei der
Berufung Pohles, wobei er ſich auch auf den Vorſchlag der Leipziger
Fakultät bezog. Es ſoll nicht beſtritten werden, daß in dieſem
Falle keine beſonderen Abſichten bei der Berufung Pohles mit
gewirkt haben, an der Tatſache ändert das nichts, daß Pohle ein
Lehrer iſt von jener Richtung, gegen die ſich Bücher in dem er-
wähnten Aufſatz ſo entſchieden gewendet hat. Bücher zweifelt die
wiſſenſchaftliche Integrität der Hochſchullehrer vom Schlage Pohles F
nicht an; er ſieht das Unerträgliche allein in dem Verhältniſſe, in
das ſie ſich zu den Unternehmern gebracht haben. Jn Leipzig
hat dieſes Verhältnis bei der Berufung Pohles nicht mitgewirkt,
die Richtung aber bleibt zur Freude der Unternehmer. Die
Richtung Pohle wird ſich an der Leipziger Univerſität um ſo
empfindlicher bemerkbar machen, als der zweite Lehrſtuhl für
Nationalölonomie an unſrer Univerſität bereits mit einem Lehrer

Der Verſuch ſcheiterte gen eine
S vormi dertſchö Kſion zur Ken z r v 1

Herr Trogzki
führte demgegenüber aus, die Frage der Zuziehung einer Abordnung
der polniſchen Regierung als der Regierung eines
ſelbſtändigen Staates zu den 2 Verhandlungen ſei auf
getauſcht, als Del di egenfſtanddas Angenmert d n lenken, n die deutſche gert h
ungariſche Delegation zwar die S keit des polniſchen
anerkannte, Rio r r e de gern e den Veren je n er e. au hallerdings erklärt, da ſie dieſe Frage einer wohlwollenden Prüfung

unterziehen würde.

Hierauf fuhr Herr Trotz ki fort: Wir unſerſeits erkennen die
Stastes im vollenSelbſtändigkeit und Unabhängigkeit des

Umfange an, aber wir können nicht die Augen vor der Tatſache ver
ſchließen, daß dieſe Selbſtändigkeit nur eine ſcheinbare iſt, ſo
iange Polen unter dem Regime der Beſetzung u
Gerade deswegen, weil wir die Selbſtändigkeit des
und ſeines Staates anerkennen, können m
des polniſchen Staates anzutaſten, doch nicht die S Ver
treter, die durch den Willen der beſetzenden ehörden
eingeſetzt worden ſind, als die Vertreter des p Volkes J

Als bevollmächtigt zur Teilnahme an dieſen ungen
er nur eine Vertretung Polens anſehen,

die ſich auf die breiüen Maſſen ſtähen würde.
Er möchte darauf aufmerkſam machen, daß die ru Del
wenn ſie die Regierung Kucharcezewſkis nicht
Regierung des polniſchen Volkes anſehe, damit durchaus nicht ſage,
daß ſie die Unabhängigkeit des polniſchen Staates und des polniſchen
Volkes nicht anerkenne.

Jn Erwiderung hierauf wies
Staatsſekretär v. Kühlmann

zuerſt auf die Aeußerungen hin, die die Vertreter der Mittelmächte bei
den Kommiſſionsſitzungen am 11. und 15. Januor zu dieſer Frage ab
gegeben haben. Anknüpfend hieran bemerkte der Staatsſekretär, er
wiſſe nicht, warum der Vorſitzende der ruffiſchen Delegation von den
polniſchen Randvölkern heute die Polen ausgeſondert habe. Die
Angelegenheiten der Polen, Litauer und Kurländer ſeien bisher zu
ſammen erörtert worden. Er glaube aber, einen r en Fort
ſchritt darin erkennen zu können, daß Trotzki die Selbſtän-
digkeit des polniſchen Staates in vollem Umfange aner-
kannt habe. Wenn der Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation auch für
die anderen weſtlichen Randvölker Rußlands die
Selbſtändigkeit anerkennen wollte, ſo würden die Ver
handlungen hiermit einen erheblichen Schritt vorwärts kommen.

Jn Beantwortung einer vorher gefallenen Bemerkung Trogkis.
daß die Regierungen der Mittelmächte die neue finniſche Regierung
noch nicht anerkannt hätten, erklärte Kühlmann, er ſei über die Vor-
gänge in Finnland noch nicht genügend unterrichtet, doch ſeien ihm von
zuverläſſiger finniſcher Seite zahlreiche r darüber r r
daß die rufſiſche Armee dort in die inneren Kämpfe

n

ortet ſeien. Die Stellungnahme zu den durch die Ereigniſſe in Finn
jand geſchaffenen Zuſtänden müſſe daher durchaus vorbehalten bleiben.

Graf Czernin
wies darauf hin, daß Herr Trotzki eine ganz richtige Unterſcheidung
zwiſchen Staaten und deren Regierungen gemacht habe.
Herr Trotzki erkenne nun die Selbſtändigkeit des polniſchen Staates an,
wolle jedoch das Recht der dort beſtehenden Regierung, dieſen Staat
zu vertreten, nicht anerkennen.

Mit Befriedigung konſtatiere er, daß Herr Trotzki mit ſeinen
heutigen Erklärungen wenigſtens die Exiſtenz und die Selb-
ſtändigkeit des polniſchen Staates anerkannt habe, wo
mit eine Annäherung der beiderſeitigen Standpunkte angebahnt zu
ſein ſcheine. Dagegen vermöge er nicht zuzugeben, daß die Frage, ob
die gegenwärtige polniſche Regierung den polniſchen Staat zu vertreten
berechtigt ſei, dem Schiedsſpruch einer dritten Regierung unterliege.

Zur finn ländiſchen Frage bemerkte ſodann
Herr Trotzki,

die Petersburger Regierung habe die Unabhängigkeit Finnkands wäh
rend des Krieges anerkannt, ſo daß ſich damals noch Truppenteile, die
am Kriege teilnahmen, auf finnländiſchem Boden befanden. Als der
finniſche Staat ſich mit der Bitte um Anerkennung der Selbſtändigkeit
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weitere Sieg ab.
Die ngen begannen mit einer
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Ragierung worden. Es ſel ausgeſchlo

S Abteilungen ruſſiſchen Truppen und Teilen der
Bürgerarmee Zuſammenſtöße ſtattgefunden hätten, do
dieſe Zuſammenſtöße irgend welchen Einfluß auf den

Kämpfe in Finnland haben können.
Was die eedune Vertreter betreffe, ſo werde an

die Unab
keit anerk oder E klar,e

be kt das Recht des polniſchen Volkes an und unab
hängig zu exiſtieren, aber er wolle nicht die Augen davor verſchlidaß polniſche Staat jetzt von fremden Truppen r

e e ehe h e eewegen dürfe, die ihr t. r MSie ein Staat, ſo müſſe h Grenzen haben. S
er

polniſche Königreich ein Königreich, ſo müſſe es einen König haben.
Wenn der Staat weder Grenzen noch einen König habe, dann ſei erkein Staat und kein Man habe en her n doch mit

eit endgültig geſtalteten Verhä en zu tim.
Auf die Bemerkungen des Herrn Vorſitzenden der öſterreichiſch

ungariſchen Delegation habe er zu erwidern, daß ſeine Regierung
durchaus t als Schiedsrichter in dieſer Frage auftreten wolle. Sie
ſchlage nur einen Weg für die Nachprüfung der Berechtigung der polni-
ſchen Regierung vor.

Jn Erwiderung hierauf bemerkte

Craf Czernin,
er möchte darauf aufmerkſam machen, daß die Delegationen der ver
handelnden Mächie nicht hierher gekommen ſeien, um einen geiſtigen
Ringkampf auszufechten, ſondern um zu verſuchen, ob und
inwieweit es möglich ſei,

zu einer Verſtändigung zu gelangen.

Für den Vertreter eines fremden Staates ſei es ſchwer, feſtzu
ſtellen, inwieweit in einem anderen Staate die dort beſtehende Re-
gierung zu Recht beſtehe. Die Fortſetzung der Erö über dieſe

i A uchtbar. Der Staatehe Sieg heben u ſein Eniwialungeyroded ſei deg mit
abgeſchloſſen, deshalb habe Polen, wie Herr Trotzki ganz richtig de
merkt habe, auch noch keine feſtſtehenden Grenzen, aber auch
ruſſiſche Republik, die noch in der Entwicklung begriffen
habe noch keine feſtſtehenden Grenzen, was indeſſen die

des derhendet e en r der Tu verhandeln, ohne auf eine Prüfung e
es Wenn Herr Trotzki gegen die M des den

T

Vorwurf zu erheben ſcheine, daß ſie die neue Regierung nicht
anerkennten, ſo müſſe er feſtſtellen, daß ihm von der einer Nicht

anerkennung nichts bekannt ſei. Daß die des Vierb
übrigens auch bereit ſeien, mit Regierungen zu verhandeln, die ſie für
ziemlich radikal halten, gehe aus der Tatſache der Breſter Verhand
lungen zur Genüge hervor.

von Kühl mann

te h der ruſſiſchenweitreichender Erklärungen vor ſich zu
über das Geſagte 8 bilden. Da ein Widerſpruch in den
eines ſo geſchulten Dialektikers, wie es der Herr Trotzki ſei, ausgeſchloſſen
erſcheine, ſo liege offenbar ein Mißverſtändnis von ſeiner Seite vor.
Aus der erſten Erklärung Herrn Trotzkis habe er den Eindruck ge
wonnen, als hätte der Redner damit rückhaltlos und in vollem Um
fange die Selbſtändigkeit des polniſchen Staates an
erkannt, nun habe aber Herr Trotzki in einer zweiten Erklärung
ausgeführt, daß Polen mangels feſter Grenzen und mangels eines
Königs weder ein Staat ein Königreich ſei. Es ſei allerdings

wierig, die Selbſtändigkeit eines Staate erkennen, der kein
taat ſei. Er müſſe doch darauf hinweiſen, daß man ſich dig in

die Wolken verliere, wenn man die Grundlagen einer geſunden juriſti-
ſchen Konſtruktion verlaſſe.Am Schluß machte Staatsſekretär von Kühlmann Mitteilung
davon, daß er durch unabweisbare Pflichten gezwungen auf kurze
Zeit zu verreiſen, die Zeit, die infolge feiner t für
die Sitzungen der politiſchen Kommiſſion verloren gehe, würde durch
Verhandlungen von Macht zu Macht zwiſchen anderen in Breſt ver
tretenen verbündeten Delegationen und der ruſſiſchen Abordnung ſowie
durch der Rechts und Handels kommiſſion auszu-
füllen ſein.

Die Sitzung wurde hierauf geſchloffen.

der praktiſchen Richtung beſetzt iſt. Kultusminiſter Dr. Beck hat ſich
auf das Zeugnis der Fakultät der Univerſität Frankfurt berufen,
wonach Prof. Pohle ein Mann ſei, der ſich keiner der herrſchenden
Lehrmeinungen angeſchloſſen habe, nicht mit dem Strome ſchwimme,
ſondern den Mut habe, ſich ihm entgegenzuſtellen und ſeine eigenen
Wege zu gehen. Dieſes Urteil kommt von den gleich gerichteten
Kollegen Pohles dies ſchränkt ſeinen Wert weſentlich ein. Für
uns iſt maßgebend die ganze Entwicklung Pohles und ſeine wiſſen-
ſchaftliche Tätigkeit, die ſeine Wahl als Nachfolger Büchers als
einen bedauerlichen Mißgriff erſcheinen laſſen müſſen, der für das
Anſehen der Univerſität Leipzig nicht von Vorteil ſein kann.

Alberne Selbſttäuſchungen.
Aus Stockholm wird berichtet, daß das amtliche Re

gierungsorgan der Bolſchewiki, die Prawda, in Fettdruck
auf der erſten Seite über die deutſche Streikbewegung fol-
gendermaßen berichtet:

Der Weltbrand der proletariſchen Revolution breitet ſich aus.
Das deutſche Proletariat iſt gufgeſtanden. Jn Berlin Rat der Ar-
beiterdeputierten. Der Untergang des Kapitalismus iſt unaus-
bleiblich. Die Sonne des Sozialismus geht auf. Der Triumph
eines ehrenvollen Friedens iſt geſichert. Es lebe die internationale
proletariſche Revolution! Es lebe die internationale Arbeiter
republik! Proletarier aller Länder, vereinigt euch!

z der gegenwärtigen ruſſiſchen Regierung ſitzen Dutzende
von Leuten, die Deutſchland genau kennen. Von ihnen iſt es
einfach verbrecheriſch, das ruſſiſche Volk mit ſo dummem
Schwindel zu belügen. Deutſchland iſt keine Räterepublik
und wird es während dieſes Krieges auch nicht werden. Die
Bolſchewiki ſollten ſich lieber ernſthaft um einen vernünftigen

rieden bemühen, als auf die internationale Revolution zu
lauern und zu ſpekulieren. Jhre eigne brutale Gewalttätig
keit gegen Finnland, die Ukraine und alle Grenzvölker wie
gegen die eigne Nationalverſammkung ſchadet dem Sozialis
mus mehr, als ihre Reden ihm nützen. Die Völker wollen
Frieden, nicht Phraſen. Und niemand in Deutſchlond ſehnt
ſich nach der Beglückung durch Trotzkis „Rote Garden“, Je

Wo ſitzen die kriegshetzeriſchen
Depeſchenfälſcher

In der vorigen Woche verbreitete W. T.-B. ein Telegramm, daß
Trotzki in einer Rede vor dem Aktionsausſchuß der Sowjets eätte, er werde unter keinen Umſtänden einen Sonderfrieden ſie en.

rotzki erklärte nach Wiederaufnahme der Verhandlungen in Breſt-
Litowſk, die ihm in den Mund gelegten Worte nicht geſprochen zu
haben; der B ſei eine Fälſchung. Der Vorwärts richtete daher
die Frage an W. T.B., woher es dieſen falſchen Bericht hätte. W. T.B.
konnte darauf alsbald eine ſchlagende und Antwort geben:
Der Bericht ſtammt vom Schwediſchen ureau, das als
eine Quelle die Petersburger h egeben bat. Jn
r Tat iſt in ſämtlichen ſkandinaviſ Blättern, den bekannten

Ententeorgan Dagens Nyheter und Stockholmer
Mittwoch dem 30. Januar eine ausführliche
Trotzkis erſchienen, in der Trotzki wüſte Angriffe die deutſcheca ſchieudert und c erklärt:: „Die e

ſchließen.“ ausdrücklnannt. Nun behauptet Trotzki nachträglich, ſo
und P. T.A. habe nicht ſo berichtet, weigert ſich aber zu Protokoll zu
geben, was er denn wirklich in jener Rede geſagt habe.

Ein ähnlicher Vorfall hat 31 abgeſpielt. Während
der erſten Verhandlungspauſe in BreſtLitowsk verbreitete das
diſche Telegraphenbureau einen Bericht der P. T.-A., das die ruſſiſche
Delegation die deutſchen Forderungen vom 27. Dezember
lächerlich und gänzlich undiskutierbar zurückgewieſen hätte. Dies war
nicht wahr; der gegenteilige deutſche über die
von Trotzki als zugegeden. Aber Tro
der gefälſchte Bericht von der. P. T.-A. he t Dabei hatte er mit
dieſer Quellenangabe in allen ſkandinaviſchen
hagener Politiken vom 3. Januar geſtanden.

Woher ſtam n, die den Frie ußvereiteln ſollen? D land ſcheidet dabekenn r oder ob ſſen T e
s n en, ehe volle Klar

heit darüber geſchaffen iſt, ob P. T.A. heraus
gegeben hat oder woher ſie ſonſt ſtammen. Eine amtliche age bei
der ſchwediſchen Regierung über die Nachrichtsquellen des Schwediſchen
Je raphenbureaus würde den friedensſtörenden Fälſcher wohl ent

artch macht man ſich das in Breſt-Litowſk zur rechten
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Rußlands innere Kämpfe
Der Rat der Volkskommiſſare beſchloß am 28. rdie Errichtung eines Sonderrates, le e

Delegierten ganz Rußlands gebildet, zur Leitung der Arbeit bei
errdr“ gen b R 7 e m r z e eng d bolge unduern der ruſſiſchen Re ik. Der Rat ſetzt ſich aus folgendenAbteilungen zuſammen; 1. a e 2. Einrich
tung und Unterricht, Mobilifierung, 4. Pwwalfwing d. Anrüſtung, 6. Transport, 7. Sanitatedient 8. Vrgrgeg m 29. Ja

nuar erfolgte die vorläufi h Millionen Rubel anden Rat des ten arg zur fügung der örtlichen Ver
teidigungsorganiſationen für die zur Organiſierung der Roten Ar
mee, für ihre Zen tung, für die Au der So
und den Unterhalt der Familien notwe zgaben.

Wie Secolo b hat die maximaliſtiſche Regieru

nwe e eung ihres Führers verlangt; ſie drohen mitle Corriere della Sera meldet aus Petersburg: Die maximaliſtiſche

Regierung läßt weiter zahlreiche Anarchiſten ver haften Nach den
in verſchiedenen Hotels vorgenommenen Hausſuchungen wurden etwa
ein Dutzend Offiziere feſtgenommen.

In der Nähe von Roſt o w am Don wurden von Fola die nach
der Kaukaſusfront fahrenden Emiſſäre Lenins Markow und Kudriawzew
verhaftet; die Dokumente und die Koffer mit einigen Millionen Rubel
wurden konfisziert.

Infolge der furchtbaren Lebensmittelnot hat der Ar-
beiter- und Soldatenrat in Feteregnrg die Bildung eines Zfytrel.
ausſchuſſes für Durchführung einer Durchſuchung Peters-
burgs und des Eiſenbahnnetzes nach Lebensmitteln und ſonſtigen
Vorräten beſchloſſen. Für die Durchſuchung Petersburgs ſollen

Mann mobiliſiert werden. Außerdem werde eine Expedition

den be

ckreviſion und Requirierung der Lebensmittel ſtatt.
nfolge des großen Kohlenmangels mußten die Elek-

trizitätswerke in Petersburg ihren Betrieb einſtellen und auch der ganze
Verkehr der Straßenbahnen ruht. Die großen Betriebe, wie die Zei-
tungsdruckereien, ſind in der peinlichen Verlegenheit, da ſie keinen
elektriſchen Strom erhalten können. Nur einigen ſehr wichtigen Be-
trieben wird auf 2 Stunden Strom geliefert. Die Straßen ſind in
Dunkelheit gehüllt. Die Bevölkerung hat kein Brennmaterial und iſt in
der bitterften Not. Auch der Eiſenbahnverkehr leidet ſehr unter dem
Mangel an Kohlen. Die Züge verkehren jetzt auf der Linie Windowa-—
Moskau--Rybinſk-- Petersburg nicht mehr. Der ganze Petersburger

5000
zur der umliegenden Kreiſe abgeſchickt. Auf allen Bahn-Hien f ndet Gepa

Eiſenbahnknotenpunkt iſt gefährdet.
Auf den früheren Kommandanten des Petersburger Militärbezirks,

General Polkownikow wurde ein Attentat verübt. Der
General wurde ſchwer verletzt, zwei Begleitoffiziere leichter ver
wundet. Der Offizier, der gegen Kaledin eine Bombe warf, wurde
verhaftet. Es iſt ein Adjutant des ehemaligen
Sawinkow. General Jaſickiwicz, Kommandant ds en
revolutionären Schützenregiments, wurde von auf
liche Weiſe ermordet, weil ſich ſeine Truppen erten, gegen die
Ukraine zu marſchieren.

Die Times erfahren aus Petersburg: Die ruſſiſche Regierung
oder Heeresleitung befahl den Abtransport einiger, aus
Polen gebildeter Regimenter, wegen der gereizten Stimmung dieſer
Verbände, deren Urſache in der kürzlich erfolgten Maſſenverhaftung
polniſcher Soldaten zu ſuchen iſt.

Der Vollzugsausſchuß der Regierung in Mohilew meldet:
25 000 Mann ſtarke von Generalen befehligte polniſche Le-
gionen beſetzten Rogatſchew, löſten den Sowjet auf, verhafteten
den vom Bauernrakt ernannten Kommiſſar und marſchieren in der
Richtung auf Smolenſk. Dieſe Unternehmungen ſind eine Folge
der Erklärung des Kriegszuſtandes der polniſchen Legionen an die
Bolſchewiki. Als Vergeltungsmaßregeln wurden verſchiedene her
vorragende e und Angehörige der Kadettenpartei oder
r gen Pourgeoifte, darunter vor allem Fürſt Swiatopolk

irſki, verhaftet.
Minſtk iſt von polniſchen Truppen nach einem blutigen Kampf

mit den Bolſchewikitruppen genommen worden. Die lniſcheHeeresleitung erläßt an das ganze polniſche Volk einen Mobiiſerunge

aufruf und fordert alle Polen auf, aus den ruſſiſchen Regimentern aus
zutreten und unter der eigenen Nationalfahne zu fechten. Sogar
Frauen, Kinder und Greiſe werden aufgeſordert, zu den iſchen
Formationen hinter der Front ſich als Sanitäter uſw. zu Ein
ähnlicher Aufruf iſt von den Polen in Kijew verbreitet worden. Die
polniſchen Zeitungen in Moskau, Petersburg und Minſtk verbreiten
dieſen Aufruf unter allen in Rußland wohnenden Polen und den faſt
i Wegen polniſcher Emigranten. Der Sitz des Mobiliſierungskomitees

nſk.
Die ukrainiſchen Regimenter Schewtſchenko und Bogdan

Georgiewſki haben ſich mit der geſamten Artilleriegusrüſtung den
Sowjettruppen angeſchloſſen. Das Arſenal iſt genommen
Die übrigen Regimenter der Garniſon weigern ſich, die
Sowjets zu kämpfen. Die Sowjettruppen von Sama den
Bahnhof Shert genommen, indem ſie ſich Kadgany, der letzten
Station von Orenburg, näherten. Die Koſaken Dutows weichen in
Auflöſung zurück und werfen alle ihre Waffen weg. Neue Ver-
ſtärkungen, gebildet aus Jnfanterie- und Artillerieeinheiten, kommen
den Sowjetkräften zu Hilfe. Bei Orenburg verfügen die gegen-
vevolutionären Truppen über erſtickende e und ſivgeſchoſſe.

Eine Depeſche aus Odeſſa in den bol Zeitungen
meldet, daß die Macht in der a r Januar nach einem
Straßenkampf, an dem Arti und im Hafen ankernde
Kriegsſchiffe beteiligten, die Hände des vevolutionären Aus
ſchuſſes übergegangen iſt.

r nungen keilen mit, daß in Jalta die Peſt
Epidemie einen ſondern Um annimmt. Auch in Kau
kaſien und in verſchiedenen Teilen Südrußlands herrſcht die

Die Sreigniſſe in Finnland.
Wie Dagens Ryheter erfahren, mehren ſich in Helſfingforsdie Epmordungen bon Bürgern durch Rote n. l Leichen

hau. ſind bereits 30 Leihen au pelt. ern wurden auf
mehreren Straßen Maſchinengewehre J Rote Gardiſten
re den ganzen Geldvorrat der Finniſchen Bank wegge-

We J e e vr alten rung werden ne ſchwediſche itionzur Abholung der e und Norweger in land
Alle Skandinavier wollen das Land verlaſſen. Jna dſore w

ingfors wird behauptet, daß man angefangen hat, ſchwediſcheWaffen über den tniſchen ein elnzäführen tele-
graphiſche Verbindung zwiſchen Helſingfors und Petersburg iſt
nerzerlich unterbrochen. Man nimmt an, wiederum große
Transporte von Soldaten von ren gehen.Infolge der ruſſiſchen Hilfe für die Rote iſt die Lage
der finniſchen Bürge de natürlich weſentlich erſchwert worden.
Doch wird in unterrichteten Kreiſen mit Sicherheit behauptet, daß
das finniſche doch nicht unterliegen, ſondern in wenigen
Tagen in Hel in gfors ſein wird. Helfingfors iſt völli
iſoliert. Die Bürgergarden ſtehen sie der p
Viborg. Sie drohen dadurch die Rote von den ruſſiſchen Er
ſatztruppen zu trennen. Die Finnen hoffen, ſie beide einzeln zuſchlagen und erwarten, daß die Mächte, die Finnlands Seleſand t

z erkannt haben, gegen die ruſſiſche Einmiſchung proteſtieren
erden.

Nach Meldungen der Stockholmer Blätter nimmt die
Schrecken sherrſchaft der Roten Garde in Helſingfors immer
entſetzlichere Formen an. Nach Angabe der Eiſenbahnbeamten er
hielt die Rote Garde auch in v ngfors Unterſtützung durch ruſ
iſche Truppen, die unter dem hl eines Kommiſſars eintrafen.

ach Berichten von Aue ersen wurde der frühere General der
finniſchen Garde, Silferhjelm, von der Uebermacht getötet.

Der Befehlshaber der ſchwediſchen Schiffsexpedi-
tion nach Finnland, die die Skandinavier dort abholen ſoll,
teilt radiotelegraphiſch mit, daß am Sonntag um 1235 Uhr von

S unſere r ein.ldaten vo u e aus den

dauyiquarſier, den 4. Febrvar 1918. (Amtlich)

Weſtlicher Kriegsſchaupkatz.

An vielen Sleſſen der 2237 r t 7Heu 9
von Bezon

namenklich

n e von der Erde aus wurden in den beiden leh
n 18 iche Flugzeuge und zwei Feſſelballone zum Ab

Jtalieniſche Front.
Fwiſchen Elſch und Piave vielfach Artilleriekämpfe.

Von den anderen Kriegeſhauylähen Renes.der Erſe h Ludendorff.
Räfſö bei Mäntyluoto Grangatfeuer gegen das vorderſte Schiff
eröffnet wurde. Ungefähr ſechs Granaten explodierten im Eiſe etwa
tauſend Meter vor dem Eisbrecher. Nach vier Stunden kamen
ruſſiſche Matroſen und Vertreter der Roten Garde an Bord ded
Kanonenbootes Svenskſund und teilten mit, daß die Ruſſen die
Schiffe mit ſcharfen Schüſſen angehalten hätten, weil ſie den Eis-
brecher für den von Finnland entflohenen Eisbrecher Sampo gehalten
hätten und befürchteten, daß die Schiffe Truppen und Waffen
führten. Die Schiffe, mit des Kanonenbootes Svensk-
ſund, erhielten darauf die Erlaubnis, in den Hafen Mäntyluoto
einzulaufen.

Der Entente- Kriegsrat
in Perſailles.

Ein amtlicher Bericht, den Reuter übermittelt, gibt bekannt:
Die Verſammlungen der dritten Tagung des Oberſten

Kriegsrates fanden vom 30. Januar bis 2. Februar in Ver
ſail les ſtatt. Der Oberſte Kriegsrat beſchäftigte ſich ſehr ein
gehend den letzten Aeu ne des deutſchen Reichskanzlers
und des öſterreichiſchungariſchen Miniſters des Auswärtigen. Er
konnte aber in dieſen Aeußerungen keine tatſächliche Annähe-
rung an die der Le Bedingungen finden, die von
allen Regierungen der Alliierten aufgeſtellt worden ſind. Dieſe
Ueberzeugung wurde nur vertieft durch den Eindruck, den der
Gegen iſchen den verlautbarten idealen Zielen, mit denen
die Mittelmächte in die zeggnwärtigen Verhandlungen in Breſt-
Litowſtk eintraten, und ihren nun offen und unverhüllt zutage
liegenden Eroberungs- und eraubungsplänen
hervorrief. Unter dieſen Umſtänden entſchied der Oberſte Kriegs
tet gpnß die einzige unmittelbare Aufgabe der Alliierten darin
eſteht,

mit der äußerſten Kraftanſtrengung
in geſchloſſenſter und wirkſamſter Zuſammenarbeit die militäriſchen
Bemühungen der Alliierten fortzuſetzen, bis deren Druck in den
feindlichen Regierungen und Völkern einen Stimmungsum-
ſchwun g hervorgebracht hat, der die Hoffnung auf den Abſchluß
eines Friedens unter Bedingungen rechtfertigen würde, die keineAufgabe all der Grundſätze der Freiheit Gerechtigkeit und Achtung

vor dem Völkerrecht, für die die Alliierten eintreten, vor dem
angriffsluſtigen und nichts bereuenden Militarismus bedeutet.
Die von dem Oberſten Kriegsrat demgemäß angenommenene n 5 nicht allein mit der allmeinen mil riſchen Politik, die von den Alliierten auf allen

Hauptkriegsſchauplätzen befolgt werden ſoll, ſondern noch beſonders
mit der geſchloſſeneren und wirkſameren Zuſammenfaſſung
aller Anſtrengungen der gegen die Mittelmächte kämpfen
den Länder unter der Leitung des Kriegsrates.

Der Wirkungskreis des Rates ſelbſt wurde erweitert, und die
Grundſätze der Einheit in Politik und Handeln, wie ſie im letzten
November in Rapallo auſgeſtellt worden waren, weiter in kon
kreter und praktiſcher Weiſe ausgebaut. Nach ausgiebigſter Er
örterung der zu befolgenden Politik und der Maßnahmen zu
ihrer Ausführung kam es zu einer vollen Uebereinſtimmung, Die

lliierten ſind im Herzen und Willen einig nicht infolge irgend
welcher geheimer Pläne, ſondern in ihrem offenen Entſchluß, die
Ziviliſation
gegen einen gewiſſenloſen und brutalen Oberherrſchaftsverſuch

zu verteidigen.
Dieſe Einmütigkeit iſt gleich ſtark hinſichtlich der einzuſchlagen

den militäriſchen Politik wie hinſichtlich der zu ihrer W
nötigen Maßnahmen. Sie wird die Alliierten in Stand ſetzen,
der Gewalttätigkeit des feindlichen Angriffes mit feſtem und
ruhigem Zutrauen zu begegnen, mit äußerſter Tatkraft und aus
dem Wiſſen heraus, daß weder ihre Kraft noch ihre Standhaftig-
keit erſchüttert werden kann.

Die ausgezeichneten Soldaten unſerer freien Demokratien
haben ſich ihren Platz in der Geſchichte durch ihre unbegrenzte
Tapferkeit errungen. Jhr glänzendes Heldentum und
nicht weniger die edle Ausdauer, mit der unſere Zivil-
bevölkerung ihre tägliche Laſt an Prüfung und
Leiden erträgt, zeugen für die Kraft dieſer Grundſätze der
Freiheit, die den militäriſchen Erfolg der Alliierten mit dem
Ruhm eines großen moraliſchen Triumphes krönen werden.

Der Krieg zur See.
Berlin, 4. Februar. (Amtlich.) Der feindliche Transport

verkehr nach den Orient und Jtalien wurde durch unſere U-Boote
im mittleren, beſonders im öſtlichen Teil des Mittelmeeres durch
Vernichtung von

vier Danpfern und vier Seglern
wieder erheblich geſchäüdigt. Unter den verſenkten Dampfern
ſcheint der bewaffnete Dampfer Hamſtead (3447 Tonnen) geweſen
zu ſein. Der vernichtete italieniſche Segler Guiſeppe hatte Phos
phat geladen. Der Chef des Admiralſtabs der Marine.

Ueber die Verſenkung von Phosphat wurde ſchon öfter be-
richtet. Es zählt zu den Düngemitteln, die über See in die feind-
lichen Mittelmeerländer geführt werden müſſen, um dort die
inkenden Erträgniſſe der Landwirtſchaft zu ſteigern. Der U-Boot-
Krieg und der Schiffsraummangel haben im vergangenen Jahre
einen gewaltigen Rückgang der Einfuhr phosphathaltiger Dünge-
mittel nach Jtalien verurfacht. Dieſe fiel Economiſta d'Jtalia
vom e r zufolge in Genug, dem Haupteinfuhrhafen Jtaliens,
von 98 938 Tonnen im Jahre 1915 auf 38 578 Tonnen im Jahre 1917.
Daraus folgt klar der Schaden, den die Ernährung unſerer Feinde
auf dieſem mittelbaren Wege erleidet.

Neues zur Weltlage.
Die Beratungen, zu denen Staatsſekretär von Kühlmann,

Graf Czernin und Gene Lzrdern in Berlin eingetroffen
ſind, ſtehen mit den Verhandlungen im Zuſammenhang, die wir
zur Zeit mit unſeren öſtlichen Gegnern führen. Sie betreffen auch
wichtige Fragen, die bei den n mit der Ukraine zuvereinigen An weder Ueberdies verlautet daß auch die rumäs-

äh Frage ſeit einigen Tagen in ein neues Stadium getreten
ſei. an glaubt, s die rumäniſche Regierung nunmehr ent-

ſei, dem piel der Kiewer Rada folgend, ſich von
and und ſeinen Bundesgenoſſen loszulöſen.

Die Nachricht, daß die Ukraine als ſelbſtändige Republik erklärt e wie Alle in T haßen

ngigkeit der Republik.
e die Voſſiſche Zeitung hört, beginnen heute in Sinaia

Verhandlungen zwiſchen dem Vierbund und Rumänien über
den Abſchluß eines Waffenſtillſtandes.

Die Gefangennahme Lazzaris, des Parteiſekretärs der offi
ziellen italieniſchen Sgratiner wird dem Anſchein nach vongrößter Sedeutung ſein. Tm Landesinnern geht e r

er ner immer Kreiſe zieht. Durgh die Po
m der Blätter erfährt das Volk, daß der Krieg Jtaliens
um Eroberungen geht unv daß er fortdauert, weil die
e nicht verwirklichen da ſich die den Krieg be

n

m die Seite der ZentralRada geſtellt und unterſtützen die
i

fürworte Staatsmänner und Parteien über die Widerſtands
kraft der Mittelmächte getäuſcht haben und, nachdem ſo viele

ophezeiungen unerfüllt blieben, nnt das Volk ernſtlich am

rfolg zu zweifeln. tNach dem Giornale d'Jtaliag wird das vom General PeppinoGaribaldi zu begründende neue Garibaldinerheer 0000 Bann
zählen. Es beſteht aus bisher vom Militärdienſt befreiten Leuten,
aus Refraktären und Deſerteuren.

Jn Mailand fand eine Verſammlung von 60 Abgeordneten
und Senatoren der Kriegspartei ſtatt. Die Verſammlung r
die Regierung um ſofortige Unterdrückung ſämtlicher
kriegsfeindlichen Zeitungen ohne Ausnahme beſonders
des Avantti zu erſuchen.

Aus der Note, die die ſpaniſche Regierung, in Sachen
der Giralda an die deutſche Regierung gerichtet hat, gibt
Liberal an, daß Spanien materielle aihrrigrgs und gewiſſe
Zuſagen für die Schonung einwandfreier ſpaniſcher Transportke
verlange.Die Agentur Radio drahtet aus Madrid, daß im Laufe der
Nacht Gerühdte über neue ſchwerwiegende Ereigniſſe aus Portugal

r ſind. Reiſende aus berichten, daß ſie in größterEile abreiſen mußten, weil der Zugverkehe infolge Unruhen unter
brochen wurde.

Die aktiviſtiſche Hetze für eine ſchwediſche Jntervention in
Finnland nimmt die ſchärfſten Formen an. Die aktiviſtiſche Preſſe
fällt die Regierung an, weil ſie den Waffentransport nach Finn
land für die Schützenkorps verhindere. Einſtweilen ſcheint die
liberal-ſozialiſtiſche Koalition Schwedens einer Jntervention noch
abgeneigt. Jedenfalls iſt die Gefahr, in die Welthändel ver
wickelt zu werden, iſt Schweden jetzt die ernſteſte ſeit Kriegsbeginn.

Wie die Voſſiſche Zeitung aus zuverläſſiger Quelle hört, ſei
in Rußland das Gerücht verbreitet, daß die Japaner von
ihren Konſulaten die Weiſung erhielten, Rußland ſchnellſtens
zu verlaſſen.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Wo waren die Worthelden
Jn der Siebenerkommiſſion, die in Köln beim Oberbürger-

meiſter und Regierungspräſt denten vorſtellig wurde, befanden ſich
auch einige „unabhängige“ Arbeiter. Sie erklärten hier, daß ſie
jeden Gedanken an eine Verneinung der Landesverteidigung ab
lehnten und 77 vollen Pflichterfüllung an der Front und in der
Heimat bereit ſeien, wenn die Tatſache vorliege, daß die Gegner
u einem annexions- und eroberungsloſen Frieden nicht bereitien Eben deshalb r die Regierung ein unzweideutiges

Bekenntnis ablegen. Beide Richtungen der Arbeiterſchaft handelten
bei dieſen Unterredungen in völliger Uebereinſtimmung. Um
auffälliger war, daß ſich die Führer der Unabhängigen und die
Spartakusleute, die in Köln ſeit Jahr und Tag en die „Re
C ungeſorial ſten das ſchärfſte Seſwnt aufführen, in den kritiſchen

treiktagen nirgendwo S ließen; ſie ſelbſt ſtreikten nicht und

e 2 r t Re n in 87 W zungen; ſie er enen in keiner einzigen ung derVertrauensleute der Streikenden. H Kölner Arbeiter
werden es nicht ſo ſchnell vergeſſen, daß ſie von den Leuten, die
nach ihren Worten immer gewaltige Dinge vorhaben, in kritiſcher
Stunde völlig verlaſſen wurden.

Ein Jahr Feſtungshaft.
Wegen Verbreitung eines Flugblattes der „Unabhängigen“,

das mit den Worten ſchließt: „Jhr habt jetzt das Wort!“ und das
die Reichstagsfraktion der Unabhängigen unterzeichnet hat, erhielt
der Schloſſer Hammer aus Köln-Kalk vom Außerordentlichen
Kriegsgericht ein Jahr Feſtungshaft. Das Gericht, das
Aufforderung zum Landesverrat durch Streiks annahm, billigte
dem Angeklagten mildernde Umſtände zu.

Zeitungsverbote. Das Oberkommando in den Marken hat
das Erſcheinen des Berliner Blattes, der Deutſchen
Tageszeitung, der Poſt, der Deutſchen Zeitung, des
Deütſchen Kuriers, des Reichsboten und des Deutſchen
Lehrerblattes zunächſt für die Dauer von drei Tagen
verboten. Das Verbot iſt auf die Nichtbeachtung einer für
alle Berliner Zeitungen ergangenen Zenſurvorſchrift zürückzuführen.

Die Erſatzwahl in Niederbarnim für den verſtorbenen Ab.
geordneten Stadthagen findet am 14. März ſtatt.

Lehte Lokal und provinznathrihten.
Halle, 5. Februar 1918.

Das Generalkommando hat eine Verfügung erlaſſen, nach der ver
boten iſt: 1. Die Aufforderung oder Anreizung zum Streik ohne Rück
ſicht auf den Zweck, der mit dem Streik verbunden iſt; 2. die Zurück
haltung oder Bedrohung Arbeitswilliger. Zuwiderhandlung wird mit
Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft, ſofern nicht nach den beſtehen-
den Strafgeſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt. Auch der Verſuch iſt

Straßenbahnunfall. In der Nähe der Hauptpoſt ſtießen zwei
Straßenbahnwagen zuſammen, wobei die vordere Plaktform des einen
Wagens eingedrückt wurde. Später erfolgte in der Geiſtſtraße noch ein
Zuſammenſtoß zwiſchen einem Straßenbahn und einem mit Heu
beladenen Fuhrwerk. Hierbei wurde ebenfalls die vordere Plattform
des Motorwagens eingedrückt, außerdem der Pferde ſo erheblich
verletzt, daß es dem Roßſchlächter übergeben werden mußte. Die Schuldan dem Vorfall ſoll den re treffen, der zu ſchnell ge
fahren und dem Geſchirrführer keine Zeit zum Ausvweichen gelaſſen
haben ſoll.

Siaditheater. Heute ws Undine gegeben. Am Mitt-
woch gelangt Richard Wagners Walküre zur Aufführung. Es ſei
beſonders darauf hingewieſen, daß dieſe Vorſtellung bereits um 7 Uhr
beginnt.s Eine Volksvorſtellung im aker findet am Sonntag, dem
10. Februar, ſtatt. Es wird die Komödie der Jrrungen von
Shakeſpeare gegeben. Billetts zum Preiſe von 25——65 Pf. ſind im
Arbeiterſekretariat bis Donnerstag abend gegen Vorzeigung eines Ge
werkſchaftsmitgliedsbuches zu haben.

Sarn cher Nahrungsmittelverkauf.

nſerven. Mi vormittag von 812 Uhr an
Nr. 24 501--28 500, n ttag von Uhr an: Nr. 28
bis 35000 der Lebens r 17 in der Talamtſchule. Ab
zugeben iſt der Abſchnitt 130 des Warenbezugsſcheins 1
en Perſon ein Pfund; zugelaſſen nur diejenig

aushalte, die die ihnen zuſtehende Menge in den Klein
handelsgeſchäften noch nicht bekommen konnten.

v früh in den nie t auf Abe
Pfund auf Lebensmittelſcheine Nr. 21 001-24 500 und

Nr. 38 501-42 000. n 58

v
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in der vergangenen Woche ma es mirDie Arb eits Einſtellung jene
wdes Rwchd van zuweiſen. e Wach dem Warnruf enburgs jede ng eine unverantwortlicheWare e unſühnvare Schuld an unſern Kameraden im Welcher er

denkende deutſche Arbeiter wird vor ſeinem Gewiſſen eine ſolche Schuld verantworten können

Baldiger Frieden iſt die Loſung
um die wir alle kämpfen, Kriegsverlängerung aber bedeutet jede Unruhe im Junnern, da hierdurch die Hoffnung unſrer Gegner, unsdoch noch vernichten zu können, nur geſtärkt wird. e iſt daher der, welcher die Verſorgung des Heeres mit der not-

wendigen Munition und Ausrüſtung verhindert. Das Frohlocken der gegneriſchen Preſſe über die Streikbewegungen
in Deutſchland be 7 die auch von der ſozialdemokratiſchen Preſſe öffentlich gebrandmarkt werden alsweiſt n Durch Flugbl ätter „anonyme Wiſche, als dumm und niederträchtig, die mit den ekelhafteſten
Schimpfwörtern unſre größten Heerführer überhäufen“, werden Hindenburg und Ludendorff als Kriegsverlängerer hingeſtellt. Hierauf hat

Ludendorfffolgende Antwort gegeben: „Glaubt denn irgend ein vernünftiger Menſch, daß wir beide, auf deren Schultern eine ſo er Verantwortung
laſtet, auch nur einen Tag länger dieſe Verantwortung tragen wollten, wenn es nicht die Sicherheit des deutſchen Volkes und die Lebens-
intereſſen des Reiches verlangen würden

Jch richte daher einen r App ell m
an den geſunden Sinn unſerer Arbeiterſchaft

im Jntereſſe der baldigen Herbeiführung eines für unſer ganzes Volk glücklichen Friedens
jedem ſedem Verſuch der Lahmlegung unſrer Verteidigungskraft zu widerſtehen. Zum Schutz der ſind ſeitens der

Militär und Polizeibehörden weitge hende Maßnahm en getroffen worden.
Ruhiger Fortgang unſeres Wirtſchaftslebens und angeſpaunteſte Arbeit verbirgen in Verbindung mit unſerm ſieg

reichen Heer allein den baldigen Frieden.

deren 198. Der ſtellvertretende kommandierende General des IV. „A.K.
Bekanntmachung.

Freibank- Verkauf.
um Freibank-Verkauf am 6. Februar 1918 werden

die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 8 Uhr Nr. 601--650, um 10 Uhr Nr. 701--750,9 651--700, 11 751-—850,

Halle, am 4. Februar 1018.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Sämtliche Händler ſowie e svereinigungen

eder e nochmals aufgefordert, ihre Beſtellungen
r die

ſpäteſtens bis zum 12. eines jeden Monats
bei r einzureichen.

Ait- Papier
ſowie Geschäftsbücher zum Einſtampfen kauft

ſtets [519A. Samuel,Alter Markt 7. Tel.-Nr. rn

bustay hin
Untere Leipzigerstraße
Billige, gute beyugsquelle

AltePromenadeſſa r Leipziger Straße 88
Fernruf 5738. Fernruf 1224.
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Henny Porten Stuart Webbs20. AbenteuerGräfin Küchentee in: Ein rätselhafter Blick
4 AkteLustspiel in 3 Akten.

Vorkührung 8.00, 5.00, 3.00, 5.00, 7.00, 9.20. Vorführung 5.00, 7.00, 6.30.

Waldemar Psflander Das Paprika Liehchen

äter e Beſtellungen können nicht mehr Lustspiel in 4 Akten. in vorteilhaftenperng heit werden. Um das Bildnis z Vorfährung 430, 6.40, 8.50. Arsihinstrumontsn
Halle, am 4. Februar 1918. des KönigsKünstlerdrama in 3 Akten. 2 für unſere Krieger im FeldeDie Lrtokoylenſetne. Vorkährung 400, 600, 820. Die kleine botte w.

Heimat. Dauerhafte,
rein abgeſtimmteb 2 Uh m er ruppige keit

Mundharmonikas

ustspiel in 1 Akt Mangalinen, 6ltarrenDie neuesten Kriegsberichte von den Fronten Wiener liohhormonik es.
2222 r von h bis

topigarne
in mittel-, dunkelgrau, ſchwarz

kolle (0 e. C er.

l Infolge des überaus großen Andranges zu den Abend-
Vorstellungen bitten wir dringend, im eigensten
l Interesse die Nachmittags-Vorstel u zu besuchen.

S wer 2227 wer hine Handschuhe2 v waee wer re e r

J

Nil Brummer&BenjaminS grohe Auswahl Gr. Vlrichetraße 2- [s13
Gegr. 1853 F. C. Siebert Feraruf 2363.

Untere Leipziger Straße 9, gegenüber der Kirche. In Freien Ftunden Kadt-Dheote

R Wochenſchrift vc. T M voll ſpannender Romane Mittwoch, den 6. Februar:
und Erzählungen. Anfang 7 Uhr Ende 10 Uhr

Die Walküre
2 2

die Internationaliſtät und der krieg für Fabrikarbeiterinnen nd Sale, Er. Ulrigſte. 27. ver von Richard Wagner.

von Karſ Kautsky Preis 20 Pf. S a zZu beziehen durg die EiſaßPothringen und die Sozialdemokratie n es Als Schneidermeister
e Jimmer Fr.e h uns n be u See i e e e e vecl3 halleauch Wenden, Aendern vo 4Herren u. Damengarderobe 7. Febr. 7 Uhr abd. ThaligBuchhandlung Bolkoſtimme, Halle

T j j i ſaal Wagner-Opern- Abend.Hanne u U ken n e n n v m e 9. hetmſath a gehn tbzw. 100 Pf, [8658
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Halle und Saalkreis.
Halle, 5. Februar 1918.

Lohnbewegungen in Halle.
Die gegenwärtige Zeit der wirtſchaftlichen Umwälzungen iſt

namentlich für den Arbeiter und Angeſtellten von den wagreiligſten
Folgen. Die Löhne und Gehälter reichen zur Beſtreitung
verteuerten Lebensunterhaltes bei weitem nicht mehr aus. Des-
halb ſind die Arbeiter gezwungen, durch Erwirkung von Lohn
und Teuerungszulagen ihre wirtſchaftliche Not zu mildern. Die
letzten Jahre waren daher reich an gewerkſchaftlichen Lohnbewe
gungen. Sehr häufig waren ſie von Erfolg, da ſie durch den
Mangel an Arbeitskräften, namentlich an männlichen, gefördert
wurden. Jn der Regel verliefen ſie ohne Arbeitseinſtellungen,
denn meiſt wurden von den Unternehmern oder ihren Organi-

tionen ohne weiteres Zulagen zu den tariflich feſtgelegten
öhnen bewilligt.

Für die Stadt Halle läßt ſich, ſoweit das letzte Jahr in Frage
kommt, folgendes feſtſtellen. m Baugewerbe fanden durch
Tarifänderungen einmalige, teilweiſe auch zweimalige Lohn
erhöhungen von zuſammen bis 25 Pf. pro Stunde ſtatt. Es werden
jetzt einſchließlich des Saalkreiſes 90 bis 105 Pf. für Maurer und
Zimmerer und 80 bis 90 Pf. für Handarbeiter pro Stunde be
zahlt. Für Dachdecker betrug der Lohn bis Ende 1917 mit der
Zulage 90 Pf., ſeitdem 1 M. Die Maler erreichten durch zentrale
Verhandlungen im Jahre 1917 zweimalige Teuerungszulagen, und
zwar von 5 und 7 Pf., ſo daß dieſe nunmehr zuſammen 17 Pf.
beträgt. Für Halle beträgt der Geſamtmindeſtlohn 76 Pf. pro
Stunde. In der Holzinduſtrie gingen die Löhne ebenfalls
mehrfach in die Höhe.
Auguſt eine Zulage von 10.60 M. pro Woche und ein Mindeſt
ſtundenlohn von 95 Pf. erreicht. Jm November wurde eine aber-
malige, allerdings erſt 1918 zahlbare Erhöhung um 5.30 M. und
ein Mindeſtſtundenlohn von 1 M. erreicht. Jn den Korbmachereien
wurde ein Mindeſtwochenlohn von 72 M. erzielt. Die Glaſer er
reichten eine Erhöhung der Stunden- und Stücklöhne um 35 Proz.

Jm graphiſchen Gewerbe erfolgten durch die Buch-
drücker zwei Lohnbewegungen, im Mai und November. Die ge-
ſamten Teuerungszulagen betragen jetzt in Halle wöchentlich
durchſchnittlich 15.50 M. für die Verheirateten und 13 M. für die
Ledigen. Jm Zuſammenhang damit erreichten auch die Buch-
druckerei Hilfsarbeiter zwei Teuerungszulagen. Die Buchbinder
erzielten durch mehrere Lohnbewegungen in den großen Betrieben
wiederholt Zulagen. Jn einigen Betrieben iſt der Mindeſtlohn
einſchließlich Teuerungszulage für erwachſene männliche Buch-
binder 50 M., für Arbeiterinnen je nach Alter 12 bis 20 M. in
der Woche. Durch Stückarbeit verdienen erſtere 60 bis 70 M.
Jn der Metallinduſtrie fanden neben verſchiedenen ſon
ſtigen Lohnbewegungen zwei Arbeitseinſtellungen ſtatt, im April
und imt Anguſt. An letzterer waren rund 2000 Perſonen beteiligt.
Es wurde eine reguläre Arbeitszeit von 9 Stunden täglich er-
reicht, und als Ausgleich für die weggefallenen drei Stunden pro
Woche ein Lohnzuſchlag von 5 Proz. Ueberſtunden werden mit
einem Zuſchlag von 20 Pf. für erwachſene männliche und 10 Pf.
für Jugendliche und Frauen bezahlt.

Jn der Nahrungsmittelinduſtrie erzielten die
Bäcker in den Großbäckereien eine Erhöhung der Löhne von 30 bis
35 M. auf 40 bis 48 M. pro Woche. Jn den Halleſchen Brauereien
wurden Lohnzulagen von 6 M. erreicht. Die Teuerungszulage be
trägt jetzt für Verheiratete 10 M., Ledige 9 M., Frauen 7 M. pro
Woche. Jn den Mühlen betragen die Zulagen 4.80 bis 9.82 M.
pro Woche. Die Gaſtwirtsgehilfen wehrten erfolgreich eine Kür
zung des Lohntarifs ab; eine allgemeine Lohnbewegung iſt noch
im Gange. Den Bergarbeitern wurde eine geforderte Zu

lage von 1 M. pro Schicht abgelehnt. Sie riefen den Schlichtungs

14 Einzelbewegungen

Für Bau und Möbeltiſchler wurde im

Halle, Dienstag den 5. Februar 1918.

ausſchuß an, vor dem durch Einigung eine Zulage von 75 Pf.
vom 1. Oktober 1917 an erzielt wurde.

Die Gemeindearbeiter richteten drei Eingaben um
Teuerungszulagen an die ſtädtiſchen Körperſchaften, die ſämtlich
teilweiſen Erfolg hatten. Eine von den EGiſenbahnern der
Staatsbahn gegenüber unternommene Bewegung brachte Zulagen
von 10 Proz., bei der Hettſtedter Bahn für die Werkſtattarbeiter
von 30 Proz. Die Transportarbeiter' erreichten durch

für 2172 Berufsangehörige Teuerungs-
zulagen von durchſchnittlich 6 M. pro Woche und Perſon. Es er-
reichten noch Zulagen die Tabakarbeiter von 30 Proz.
Schneider durch zweimaliges Vorgehen von 35 Proz., Stein
arbeiter von 20 Proz. (ſo daß der Stundenlohn jetzt 1.20 M. be-
trägt), Böttcher von 10 M. in der Woche und Ablöſung des

Haustrunkes mit 6 M. uſw.
Die Zulagen entſprechen jedenfalls nicht der Verteuerung des

Lebensunterhalts, namentlich ſoweit die Löhne der Arbeiterinnen
in Betracht kommen. Jmmerhin muß feſtgeſtellt werden, daß auch
dieſe beſcheidenen Lohnerhöhungen nicht eingetreten wären, wenn
die Arbeiterſchaft nicht die Hilfe der Gewerkſchaftsbewegung be
ſeſſen hätte.

Genoſſen! Genoſſinnen!
Gewerkſchaſtler!

werbt unabläſſig für Eure

„Vvolksſtimme“
Gerade jetzt wuß ſie möglichſt weit

verbreitet werden!

Sie kämpft für Euch

u

Seelenaufſchwung von Korpsſtudenten.
Jn Nummer 428 der Deutſchen Korpszeitung werden die „er-

iehlichen und „ſtaatserhaltenden“ Wurzeln des akademiſchen
ufkomments beleuchtet. Es wird zu ihrer Begründung geſagt:

Und die Möglichkeit des Vieltrinkens und des Viel-
trinkenlaſſens iſt auch notwendjg. Verbieten wir das Reſttrinken
laſſen, ſo kann jederzeit jeder trinkfeſte Fuchs jeden weniger ver
tragenden Korpsburſchen in Grund und Boden trinken, und die
Autorität iſt hin, oder aber wir ſchaffen die Bierehrlichkeit und
damit die Grundlage jeder Kneipgemütlichkeit ab. Verbieten wir
das Vollpumpen, ſo geben wir ein Erziehungsmittel aus der Hand!

Jch bitte, dieſe Worte nicht aus dem Zuſammenhang geriſſen
zu zitieren. Unſer Korpsleben ſoll doch eine Kette von Erziehungs

verſuchen darſtellen. Und jeder Korpsſtudent wird beſtätigen, daß
er nie mehr im Leben ſo deutlich, ſo ungeſchminkt, ſo unglaublich
grob manchmal die Wahrheit zu hören bekam wie im Korps. Und
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wie kams, daß er ſich das gefallen ließ? So lächerlich es klingt
infolge der Kneipel! Die Kneipe iſt für uns, was der vielgeläſterte
Kaſernenhofdrill, der Parademarſch für den Soldaten. So wie
dort das hundertmal wiederholte „Knie beugt!“ nacheinander Faul-
heit, Wurſtigkeit, Trotz, Wut, Schlappheit und Ermattung über
windet und aus dem Gefühl hilfloſer Ohnmacht und völliger
'Willenloſigkeit vor dem Vorgeſetzten die Disziplin hervorgehen
läßt, ſo bietet uns das „Reſt weg!“ dem Aelteren vor dem Küngeren
immer Gelegenheit, ſeine unbedingte Ueberlegenheit zu zeigen, zu
ſtrafen, Abſtand zu wahren, die Atmoſpäre zu erhalten, die für das
ſtändige Erziehungswerk des Korps unbedingtes Erfordernis iſi,
wollen wir nicht Klub werden.

Das „Reſt weg!“ iſt natürlich nicht immer, nicht bei jedem
angebracht, aber es muß über der Kneipe ſchweben wie das „Knie
beugt!“ über jedem Kaſernenhof. Auf beiden kann es trotzdem
urgemütlich zugehen.

alles klingt wie verrückt, aber es iſt doch tiefe Wahrheit
darin. Das „Gefühl hilfloſer Ohnmacht und völliger Willen
loſigkeit vor dem Vorgeſetzten“ ſoll die granitne Säule des deut
ſchen Geifſteslebens bleiben. Daher iſt der Stolz der Korpe-
ſtudenten, im „Vollpumpen“ einen Erſatz des Kaſernenhofdrills zu
haben, ganz logiſch. Die „unbedingte Ueberlegenheit“, die der
hat, der beſſer ſaufen kann, iſt freilich wunderlich. Aber „un
bedingte Ueberlegenheit muß ſein, und entſpringe ſie auch nur
aus dem Bierfaß.

Der ſeeliſche Aufſchwung, den der Krieg angeblich, im Gefolge
hat, ändert daran nichts. Wenigſtens wenn es nach dem Willen
der geweſenen Korpsſtudenten geht.

Verkehrserweiterungen an der Skagisbahn. Von Dienstag, den
5. Februar, an werden außer den Militärurlauberzügen folgende
Schnellzüge wieder eingelegt:

3 zwiſchen Frankfurt (Main) und Halle (Saale),
8 zwiſchen Halle (Saale) und Eiſenach,
D 22/D 29 zwiſchen Berlin und Leipzig,

D 49/D 50 zwiſchen München und Berlin, J
D 63/D 64 zwiſchen Dresden und Berlin.
D 114 W/D 191 W zwiſchen Hirſchberg und Berlin,
D 157 W D 182 W zwiſchen Magdeburg und Leipzig,
D 203 9D 208 zwiſchen r (Main) und Berlin,
D 206 D 241 zwiſchen arg (Main),
U 4024 U 4025 zwiſchen Kowel--Sagan und Frankfurt (Main).

d e känt vom h e e r We Prſgir an Zug
na erlin eingelegte ellzug Leipzig (ab 8,15 Uhr nachm.Bitterfeld an 8,50 Uhr nachm.) wieder fort. 9
Die Fahrgeldeinnahmen betrugen im Januar 1918: bei derStadtbahn 150 772.39 M., bei der Straßenbahn 93 091.31 M., im

Januar 1917: bei der Stadtbahn 127 294.85 M., bei der Straßenbahn
75 445.20 M.; mithin im Januar 1918 mehr: bei der Stadtbahn
23 477.54 M., bei der Straßenbahn 17 646.11 M.

Von der Entwicklung des Syarkaſſenweſens. Das ſoeben erſchienene Statiſtiſche Jahrbuch für das Deutſche Reich, Jene 1917,

bringt auf Krund der Veröffentlichungen der einzelnen Bundesſtaaten
eine Zuſammenſtellung über die Entwicklung des Sparkaſſenweſens im
Jahre 1915, alſo dem erſten vollen Kriegsjahre. Die Zahl der öffent
lichen und nichtö S per hat ſich demnach von 1914 zu1915 von 3122 auf 3137 erhöht eichzeitig ſtieg die Zahl der Spar

kaſſenbücher oder Konten von 24,65 auf 25,78 Millionen. Das Geſamt
guthaben der Einleger dagegen ſank von 20,55 auf 20,39 Milliarden
Mark. Die Rückzahlungen im Laufe des Jahres betrugen 8,65 Mil-
liarden, die Einzahlungen 7,80 Milliarden Mark, wozu noch ein Zu-
ſchlag von Zinſen in Höhe von 0,69 Milliarden kam. Es ergab ſich
daraus alſo ein Ueberſchuß der Abgänge über die Zugänge in Höhe
von 0,16 Milliarden oder 160 Millionen. Die Differenz iſt alſo ver
hältnismäßig ſehr gering. Das Jahr 1916 hat nach den bis jetzt vor-
liegenden Nachrichten dieſen Rückgang nicht allein ausgeglichen, ſondern
darüber hinaus eine erhebliche Zunahme der Einlagen gebracht. Das

ſämtlicher Sparkaſſen ſtieg im Berichtsjahre von 21,1 auf
22,3 Milliarden Mark, die Reſervefonds von 1,0 auf 1,1 Milliarden.
Der Löwenanteil des Sparkaſſenweſens entfällt ſelbſtverſtändlich auf
die öffentlichen Sparkaſſen. Es kamen auf ſie am Schluſſe des Jahres
1915 2935 Sparkaſſen mit 23 811 530 Konten, einem Geſamtguthaben

parous und Trothe in der ruſſiſchen Baſtille

Genoſſe Dr. Helphand (Parvus) hat in ſeinem
1907 erſchienenen Buche „Jn der ruſſiſchen Baſtille
während der Revolution unter anderm Erlebniſſe ge-
ſchildert, die ihn mit dem jetzt vielgenannten Volks
kommiſſar des Auswärtigen Amts, Leo Trotzki, zu
ſammenführten. Beide waren damals politiſche Ge
fangene; nach der blutigen Niederlage der Revolution
von 1905 waren ſie wie tauſend andere n s
den und erwarteten nun im ihr Schickſak.
Es war im Frühjahr 1906. Die hlen zur Duma
hatten den Kadetten einen Sieg gebracht, den ſie be
nutzten, um die Freilaſſung aller politiſchen Gefangenen
zu verlangen. Die zariſtiſche Regierung ſchien geneigtſein, eine Amneſtie zu erlaſſen. Am Oſterfeſt wurde
ſe erwartet, kam aber nicht, was den Gefangenen und

ihren Familien die grauſamſte Enttäuſchung bereitete.
us erzählt nun weiter:

Wir Berufsrevolutionäre ſind viel beſſer daran, als jene,
die erſt vom Strudel der Revolution mitgeriſſen wurden.
Wir wiſſen von vornherein, was uns erwartet, und ſind
gegen alle Schickſalsſchläge gerüſtet. Der große Wechſel von
veud und Leid gfenselement, Wir lieben den

hohen Wellengang Leben
Mit dem Amneſtie war es alſo für diesmal nichts. Folg
lich ſtanden mir noch ſicher mehrere Wochen Haft bevor. Alles

zu hatte die Gendarmerie reichlich Zeit, um meine
Perſonalien feſtzuſtellen. Jhre Recherchen danach hat ſie ge
wiß gleich nach meinem Verhör eingeleitet. Folglich war es

äßig, ihr vorwegzukommen und die Maske zu lüften.ch beſchloß, gleich nach den erſten Feiertagen mich deswegen

zum Verhör zu melden.
Am vierten Oſtertag, um die Mittagszeit trat der Auf

wer uns S re Sechen. Sie werden freigelaſſen.“

v en Sie ie i en.Jch beſann mich. Die Meldung erweckte in mir Miß
en.
a ſoll das?“ frug ich. „Gibt es einen Amneſtie

erlaß? Da nicht, aber Sie werden freigelaſſen
„Das glaube ich nicht. Wenn es keine allgemeine Am

neſtie St ſo werde auch ich nicht freigegeben.
„Es wird noch einer befreit.“
g denn?“rotzki.“ 7

d n eium des Arbeite ionsva ovangi nDoenßer verhaftet rde, und ich, wir beide, ſollen frei

„Jetzt weiß ichs,“ rief ich. „Wir werden nach der Peter-
Pauls- Feſtung abgeführt.

„Ja, aber ich durfte es nicht ſagen,z antwortete der Auf
her mit gedrückter Stimme und ſah mich traurig und ſchuld
bewußt an, mit einer ſtummen Entſchuldigung für die un
heilbringende Botſchaft.

„Gut, ich bin gleich fertig.“ v
Jch ſammelte ſchnell meine Sachen in Koffer und Bündel.

n r aus der Zelle heraustraten, rief ich, ſo laut ich
onnte:„Genoſſen, ich werde nach der Peter-Pauls- Feſtung ab

geführt! Ich und Trotzki!“
Eine Unruhe ging durch die Zellen.

wurde die Türluke aufgeklappt (der Riegel muß ſtark gelockerk
worden ſein, ſonſt wäre es nicht möglich), in der Oeffnung
zeigte ſich der Kopf des Genoſſen B.

„Parvus, was gibt es!“
„Wir werden nach der Peter-Pauls Feſtung abgeführt:

ich und Trotzki!“

Weshalb wurde mir die Verfügung vorenthalten, der
zufolge ich nach der Peter-Pauls Feſtung verſetzt werde? Wo
zu dieſe Ueberrumpelung? Dieſer heimtückiſche Ueberfall?
Die feige Komödie könnte unter Umſtänden einen ſehr tragi-
ſchen Abſchluß finden. ans

Man denke ſich einen jungen Hitzkopf, mit dem die Gen-
darmerie das gleiche Experiment auf die Feſtigkeit der
Nerven ausführt? Die plötzliche eBfreiung überraſcht ihn
aber er denkt nicht viel darüber nach, was und wie? Die
Hauptſache er iſt frei! Jede Muskel, jeder Nerv ſpannt
ſich in ihm. Jubelnd packt er ſeine Sachen ein. Bald iſt er
auf der Straße, atmet freie Luft, Herrgott! Nur möglichſt
ſchnell raus! Er hüpft die Treppe hinunter. Nun heißt es:
erſt zur Gendarmerieverwaltungl! „Gut, mag ſein, doch be
eilt euch, ſchneller, bitte, ſchneller!“ Zwei Gendarmen ſteigen
mit in die Kutſche ein, jetzt haben ſie ihn! Die Fahrt dauert
ihm zu lange. Die Gendarmen ſchweigen. Er wird ſtutzig.
Ja, wo geht es denn da hin? Es ſind doch ganz andere
Straßen? Was ſoll denn das? Was hat man mit mir vor?
Das iſt nicht die Freiheit, nein! Wohin wird er gefahren?
Jn die Feſtung? Zum Richtplatz vielleicht?

„Jhr Schurken, wo fahrt Jhr mich hin? Weshalb be
trogt Jhr mich?“ Er ſchreit es und will ſich erheben.

„Ruhig!“
Er wird von beiden Seiten an den Armen gepackt
Denſelben ſchurkiſchen Betrug verſuchten ſie auch mit

meinem Freund Trotzki, der allerdings ſich ebenſowenig hat
irreleiten laſſen. Er erklärte, nicht von der Stelle weichen
zu wollen, bevor man ihm klipp und klar eröffnet, was man
mit ihm vorhabe. Darauf wurde ihm mitgeteilt, daß ergetaſſen werden, trotzdem es keine Amneſtie gibt? Der Be

eingeſüdelt.trug war zu plump ei

o

nach der Peter-Pauls- Feſtung abgeführt werden ſoll.

An einer Stelle ſt

Es lag offenbar Syſtem in dieſer Verheimlichung, es war
eine konſequent angewandte Methode. Das findet ſeine Er
klärung vielleicht zum Teil in der geheimnisvollen Aureole,
mit der die Peter-Pauls-Feſtung auch in den Augen der
Gendarmen umgeben iſt.

Die Peter-Pauls-Feſtung iſt der Ort, der ſich ſelbſt der
Kontrolle der Gendarmerieverwaltung entzieht. Sie weiß
nur, daß ſie hier ihre Opfer einliefert. Jm Jnnern herrſcht
der Feſtungskommandant, der nur dem oberſten Armee-
kommando unterſteht. Was hier geſchieht, erfährt kein Menſch.
Und wer da eintritt, kommt nicht ſo ſchnell hevaus, wenn er
überhaupt heraus kommt. Die Peter-Pauls- Feſtung iſt der

einerne Sack. Darin iſt Nacht und Geheimnis. Darin webt
geräuſchlos der Tod ſein Spinngewebe. Das iſt die Vor-
ſtellung von der Peter-Pauls-Feſtung. Wie ſoll man da nun
an jemand herantreten und ihm ſagen:

„Bitte, packen Sie Jhre Sachen; die Gruft, in der Sie
lebendig begraben werden ſollen, iſt ſchon bereit!“

Man befürchtet, daß die Mitteilung von der Ueberfüh-
rung nach der PeterPauls Feſtung den Gefangenen in Wut
bringen, zur Verzweiflung treiben könnte. Jn dieſer Geiſtes-
verfaſſung' könnte er einen Widerſtand verſuchen. Darum
ſucht man ihn erſt durch Liſt aus dem Gefängnis heraus-
zubekommen und in die Arme der Gendarmen zu bringen.

Eine recht ſeltſame Stimmung bemächtigte ſich meiner
von dem Moment an, wo ich mich überzeugt hatte, daß ich
nach der Peter-Pauls- Feſtung gebracht werde. Es war eine
Art Ausgelaſſenheit, die mich antrieb, irgendeinen Schaber-
nack zu begehen, und doch ſpürte ich tief im Jnnern den
nagenden Wurm. Das Getue um mich erſchien mir albern,
Dieſes ganze Aufgebot von uniformierten Menſchen, von
Waffen und Eiſenwerk Menſchen und Dinge verſchmolzen
vor meinen Augen in eins, aus dem beſonders die Metall
teile hervortraten: Meſſingknöpfe, Goldtreſſen, Eiſenſtücke,
kleine, die an den Uniformknöpfen bammelten, große in den
Gittern und Geländern das alles erſchien mir albern.
Und albern erſchien mir der Ernſt, mit dem die Menſchen
um mich das alles nahmen. Es war ſo grundverſchieden,
befand ſich auf einem ganz andern Gebiet, als das, womit ſich
mein Geiſt befaßte. Weltprobleme, Geſetze des geſchicht-
lichen Werdens, Jdeenentwicklung! Fhr Narxren, indeſſen
ihr um mich herumtolpatſcht, erhebt ſich mein Geiſt himmel-
hoch und ſpottet über euch! Seht doch dieſen Lümmel in
Waſſerſtiefeln, der den Sonnenfleck im Huſch fangen will!
Und anderſeits, meine Gehirntätigkeit, iſt ſie nicht auch m
eine beſgndere Zuſammenfügung von Partikelchen, die mich
reizt, wie mich die Spitze des Degens ſticht? Narrheit!
Nichtig iſt das eine wie das andere Der Wurm in den
unterſten Tiefen meiner Seele nagte.

(Schluk folat.)
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der Einleger von 19,0 Milliarden Mark, einem Aktiovermägen von
20,86 Milliarden und einem Reſervefonds von 1,08 Milliarden Mark.

Die ſtädtiſche Wurſtbereilung beſchä jetzt einen weiteren
Kommunalen Bezirksverein, nachdem ſich ein anderer Verein
dieſer' Art und der Allgemeine Bürgerverein damit befaßt hatte. Dar-

Da mehrere Fleiſchermeiſter, Mitglieder des
Bereins, waren, ſo erhielt die Verſammlung ein genauesBild ven den mniſſen. r auf e der
Vefamtheit bevor zugte Mitglieder dienſt aus
fabrik in der Geilſtraße einheimſen ſollen. Wenn dabei die 130

reibetriebe im Nachteil ſind, ſo ficht das die Herren, die der
rik vorſtehen, wenig an. Der Verein nahm von der Beſpr
ntnis, drückte ſein Bedauern aus, daß ſo etwas in dieſer ſchweren

Zeit vorkommen könnte und wartet das Weitere in dieſer en
ſeit ab. Jn der nächſten Verſammlung wird' man weiter hierüber
reden und, da die Intereſſen der weniger bemittelten Bevölkerung dabei
nit in Frage kommen, Stellung dazu nehmen.“ Hiernach ſcheint dieſe
Angelegenheit immer weitere Kreiſe ziehen zu ſollen. Um was es ſich
dabei in Wirklichkeit dreht, wird man wohl deshalb bald genug er-
fahren.

Eine Klage der Gewerkſchaft des Bruckdorf-Rieklebener Berg
banvereins in Halle gegen die Gemeindeverwaltung von Rietleben be
ſchäftigte jetzt das Oberverwaltungsgericht. Die Gewerkſchaft war vom

meindevorſteher zur Gemeindegewerbeſteuer auf Grund der für Riet-
leben im Jahre 1910 ergangenen Steuerordnung herangezogen wor-
den. Nach erfolgloſem Einſpruch beſchritt ſie Weg der Klage im
Verwaltungsſtreitverfahten und beantragie ihre Freiſtellung wenigſtens
in Höhe von 1164 M. indem ſie betonte: Durch Beſchluß der Ge-
meindevertretung vom 20. April 1915 ſeien 200 Prozent der ſtaatlich
»eranlagten Gewerbeſtener als Gemeindegewerbeſteuer beſtimmt wor-
den; dieſer Beſchluß habe durch einen Beſchluß der Gemeindevertretun
oom 31. Auguſt 1915 eine dahingehende Abänderung erfahren, da
der Satz auf 278 Prozent der ſtaatlich veranlagten Steuer erhöht
wurde; dieſer Beſchluß könne nicht als rechtswirkſam angeſehen werden,
da in ihm eine unzuläſſige Nachforderung zu erblicken ſei. Jedoch ſo
wohl der Kreisausſchuß als auch der Bezirksausſchuß entſchieden zu
ungunſten der klagenden Gewerkſchaft, indem geltend gemacht wurde:
Es ſei allerdings mit der Steuerpflichtigkeit davon auszugehen, daß
mehr als 200 Prozent der Realſteuern gemäß S 54 (4) des Kommunal
abgabengeſetzes im allgemeinen nicht verlangt werden dürfen und Aus-
nahmen nur in beſonderen Fällen geſtattet ſeien. Ueber die Gründe,
die für eine Erhöhung des Satzes von 200 Prozent angeführt werden,
habe aber lediglich die Gemeindebehörde und die Aufſichtsbehörde zu
befinden. Der Richter habe nur Erwägungen über die Frage anzu
ſtellen, ob der alljährlich gefaßte Gemeindebeſchluß rechtsgültig zu-
ſtande gekommen ſei und die Genehmigung und Zuſtimmung der Auf-
ſichtsbehörden erlangt habe. Das ſei vorliegend der Fall. Unter dieſen
Umſtänden beſtände gegen den Beſchluß der Nietlebener Gemeindever-
tretung vom 31. Auguſt 1915 keine Bedenken. Gegen dieſes Urteil
legte die Gewerkſchaft Reviſion beim Oberverwaltungsgericht ein, das
jetzt aber das Rechtsmittel als unbegründet zurückwies.

Schwierigkeiten der Schuhbeſchaffun Mit vielem Geräuſchwurde vor e Wochen angekündigt, Ka für die Bevölkerung

KriegsEinheitsſchuhe geliefert würden. Das Verſprechen kann wieder
einmal nicht gehalten werden. Wie der Ueberwachungsausſchuß für die
Schuhinduſtrie mitteilt, beſtehen immer noch große Schwierigkeiten in
der anſchaffung der notwendigen Materialien. Die Holzſohlenfabri-
den können nicht in dem erforderlichen Umfang arbeiten, da ſie an
Kohlenmangel leiden. Die Erſatzſtoffe aus Papiergarnen ſind ebenfalls
nur ſchwer zu beſchaffen. Die fertiggeſtellten Einheitsſchuhe müſſen in
erſter Linie an die Arbeiter der kriegswichtigen Betriebe, der Landwirt
ſchaft, der Eiſenbahn und der Poſt vexteilt werden. Die Anforderungen
für die genannten Betriebe ſind ſo groß, daß vorläufig für die Privat
bevölkerung wenig übrig bleibt. Gleichzeitig macht der Bund deutſcher
Schuhmacherinnerungen darauf aufmerkſam, daß durch die Knappheit
des Leders eine Beſohlung Schuhwerks nur noch durch Erſatzſohlen,
vorwiegend zſohlen, nommen werden könne. Die Reparaturmit nd aber nicht ſo billig, wie man allgemein an
nahm, ſondern eher ſogar teurer, da bei der oft ſchlechten Beſchaffen
heit der Schuhwaren eine beſchwerliche, zeitraubende Vorarbeit notwendig
ſei, um die Sohlen befeſtigen zu können.

Ueber die Pflichten des Slraßenbahnſchaffners enthält eine vor
kurzem ergangene Entſcheidung des Reichsgerichtes wichtige Ausfüh-
rungen. Ein Straßenbahnſchaffner muß ſich, ſo ſagt das Reichsgericht,
an der Halteſtelle darum kümmern, ob und welche Perſonen mitfahren
wollen. Ob die Wartenden, falls noch freie Plätze vorhanden ſind, ein
Recht auf Beförderung haben und ob der Schaffner einer Straßenbahn
das Abfahrtszeichen ſtets erſt dann geben darf, wenn alle eingeſtiegen
ſind, mag dahingeſtellt bleiben; jedenfalls darf er durch die Abfahrt, ſo
weit dies für ihn erkennbar iſt, niemand gefährden. Hiergegen fehlt
der Schaffner, wenn er das Abfahrtszeichen während des Einſteigens
einer Perſon gibt. Für dieſes Verſchulden des Schaffners haftet die
Bahn (abgeſehen von der aus dem Reichshaftpflichtgeſetz ſich ergeben-
den Schadenerfatzpflicht) nach 831 BGB., wenn ſie nicht den im Ge-
ſetze nachgelaſſenen Beweis erbringen kann. daß ſie bei der Auswahl
und Ueberwachung des Schaffners die im Verkehr erforderliche Sorgfalt
beobachtet hat.

Amiliche Hitferufe zur Bekämpfung der Eifenbahndiebſtähle. Der
Minifter der öffentlichen Arbeiten weiſt in einem an die Eiſenbahndirek-
tionen gerichteten Erlaß erneut darauf hin, daß die Eiſenbahndiebſtähle
und die dafür gezahlten Entſchädigungsbeträge trotz aller Maßnahmen,
die ſowohl ſeinerſeits von dem eigens dazu eingefetzten Ausſchuß des
Deutſchen Eifenbahn-Verkehrsverbandes getroffen worden ſind, immer
noch in erſchreckender Weiſe zugenommen haben. Der Miniſter ver
traut bei Bekämpfung des die Allgemeinheit ſchwer ſchädigenden Uebels
auf die Hilfe des altbewährten, im Heimatdienſte noch verbliebenen
Stammes von Beamten und Arbeitern und der Eiſenbahn-Fuchvereine.
Der Erlaß enthält eine nochmalige Zuſammenſtellung der zur Abhilfe
geeigneten Mittel, von denen keines bislang unverſucht geblieben iſt:
Hohe Belohnungen ſollen für die Aufdeckung von Diebſtählen gewährt
werden. Beſonders eingehende Beſtimmungen ſind bereits getroffen
und werden noch ergänzt hinſichtlich der Ueberwachung der Bahnhöfe
und der Güterböden, die zum Teil mit militäriſcher und polizeilicher
Unterſtützung erfolgen ſoll, über die Sicherung des Verſchluſſes der
Wagen, die Repiſion der Züge, der Rollfuhren uſw. Neue Vorſchläge,
die ſich an einzelnen Stellen bewährt haben, ſollen von dem bereits
erwähnten Ausſchuſſe geprüft und gegebenenfalls ausgeßattet werden.
Bei Aufbietung aller Kräfte muß, wie es in dem Erlaſſe heißt, eine Ab
nahme der Diebſtähle zu erreichen ſein, wenn ſich die Mißſtände aus be
kannten Gründen auch nicht gänzlich ausrotten laſſen.

Kleine Brände. Zur Beſeitigung eines Balkenbrandes, hervor-
erufen durch Ueberheizen des Ofens, wurde die Feuerwehr nach einer

hnung am Steg gerufen. Nach einer Tätigkeit von 20 Minuten
kormte die Wehr wieder abrücken. Am Sonntag wurde die Feuer
wehr nach einer Wohnung in der Großen Brunnenſtraße gerufen, wo-
ſelbſt ein auf einen Ofen gelegtes Paket in Brand geraten war und
ſtarken Rauch entwickelte. Die Wehr brauchte nichts in Tätigkeit zu
treten. Durch Umfallen eines Lichtes entſtand in einem Grundſtück
der Bernhardyſtraße ein Kellerbrand. Die herbeigerufene Feuerwehr
konnte nach kurzer Tätigkeit wieder abrücken.

n. Jn der Zeit vom 15. bis 3t. Januar 1918 ſind nach
ſtehende enſtände als gefunden bei der Polizeiverwaltung angegeben
cHer angemeldet worden: 10 Geldtäſchchen mit Jnhalt, verſchiedene
Geldſechine, 2 Broſchen, 1 Ring, 1 ſilberne KFette mit Anhängſel, 1 gol-
dener Klemmer, 1 Stahlbrille, I Sammetband mit Anhängſel, 1 Damen-
uhr mit Kette, 2 Charakterpuppen, 1 Handtaſche mit Jn 1 Hand
tuch, 1 evangeliſches Geſangbuch, 1 Damenlederhandſchuh, 1 Buch, 2
Pakete mſt elektriſchen Batterien, 1 Holzſchlitten, 1 Handleiterwagen,
t Schäferhund, verſchiedene Schlüſſel. Die Eigentümer
fordert, ihre Rechte innerhalb 6 Monaten im Polizeiverwaltungsbureau
Dreyhauptſtraße 4), Zimmer 100, geltend zu machen. Die nicht zurück
r Gegenſtände werden an die Armenverwaltung oder an den

abgegeben.

Peüſzeiliche Warnung vor „Wundertüten“. Die Zenralſtelle zur
Bekämpfung der Schwindelfirmen in Lübeck weiſt darauf hin, daß ſeit
längerer Zeit mit dem Vertriebe von ſogenannten Wundertüten r
getrieben wird. Dieſe Tüten, deren Preis meiſtens 5, 10 oder 15 Pf.

r e

beirägt, enthalten vielſach wertloſe oder rwertige Gegeni R e Vene enen. Der We ein keinem u amähernd n en Ver ſe. Vor den
Ankauf ſolcher Wundertüten wird daher von der Poligei gewarnt.

Di endu el Di tverwaltung klagtdarüder, 53 re idſele e oder Adteißens

der Aufſch B werden, vonder ungMonat in fang an Es daher geemyſehlen die Aufſchrift hallbar zu befeſtigen, am beſten unmitt 5
auf die ümhügu uſw. zu ſchreiben, und ferner in jedes Paket ein
Doppel der a obenauf zu legen, damit die Sen-
dung auch beim Ablöſen der Aufſchrift dem Empfänger zugeſtellt werden
kann. Auch iſt es zweckmäßig, auf den Paketen ſelbſt den Abſender
anzugeben für den Fall, daß die begleitende Paketkarte verloren
geht und das Paket aus irgend einem Grunde unbeſtellbar bleibt.

Jn weiten Kreiſen der Bevölkerung herrſcht die Anſicht, nicht
freigemachte oder mit Nachnahme belaſtete Poſtpakete würden wegen
der darauf einzuziehenden Geldbeträge bei der r r
ders behandelt und gelangten ſo ſchneller und ſicherer in die H der
Empfänger als freigemachte Pakete. Viele rſonen ſenden nur
aus dieſem Grunde Pakete nicht freigemacht oder mit kleinen Nach
nahmen belaſtet ab. Dieſes Verfahren iſt zwecklos und für die Feſt
werwaltung nachteilig. Alle gewöhnlichen Pakete werden bei der
beförderung bis zum Beſtimmungsort völlig glekchmäßig und gemein
ſchaftlich behandelt; nicht freigemachte oder Nachnahme-Pakete werden
nicht bevorzugt. Dagegen verurſacht die Einziehung der Barbeträge
am Beſtimmungsorte Weiterungen, die bei freigemachten Paketen weg
fallen, und erſchwert ſo den ohnedies ſchon übermäßig belaſteten Poſt
betrieb. Die Reichs-Poſtverwaltung bittet deshalb dringend, die Pakete
bei der Einlieferung freizumachen und von der künſtlichen, Belaſtung
mit Nachnahme abzuſehen.

Ueber die Anwendung des Aborſdüngers im Kleingartenban. Bei
dem Mangel an ſtickſtoffhaltigen Düngemitteln iſt ſeine Anwendung ge
Den tehtetge neben ſen Rehte ihehe teien An

nungen r e t zu maceereeeeetee ur A öringen.
Er muß aber immer im Herbſt, ſpäteſtens im Laufe des Januar Februar
auf das Land gebracht werden, damit die Verweſung und Umſetz imBoden vor der Beſtellung im Frühjahre möglichſt weit erfolgt i Tun

darf er nicht allein angewendet werden, vorher muß vielmehr eine
Düngung mit Thomasmehl, Kaliſalz und Kalk erfolg ſein, damit keine
einſeitige Wirkung eintritt. Jſt dieſe Mineraldüngung noch nicht erfolgt,
ſo muß ſie zuerſt nachgeholt werden Gleichzeitig mit vorgenann
ten Kunſtdüngemitteln darf der Abtrittdünger niemals aufgebracht
werden, man muß ihn ſtets ſpäter anwenden. (Mitgeteilt vom Ausſchußfür Kleingartenbau der Senhratſele für Wohnungsfürſorge im Landes

verein Sächſiſcher Heimatſchütz, Dresden-A., Schießgaſſe 24, II.)

Die Fahrpreisermäßigung für den B der Leipziger Frü
meſſe vom 3. bis 9. M Auf Antrag ts in Leipzig ge
währen die deutſchen Eiſenbahnverwaltungen den Beſuchern der bevor
ſtehenden Muſtermeſſe in Leipzig wiederum für die Fahrt von und zur
Meſſe in der 2. und 3. Wagenklaſſe aller Züge eine Ermäßigung
von 50 Prozent des gewöhnlichen Fahrpreiſes, unter chzei
Fortfall des Schnellzugszuſchlages. Die ausländiſchen Beſucher gemießen dieſe Ermäßigung von der deutſchen Grenzſtation an. Sie i

gewährt gegen Vorzeigung einer Beſcheinigung über den Meßbeſuch,
die vom Meßamt in Leipzig ausgeſtellt wird. Die näheren Bedingungen
und. das Antragsformular werden vom Meßamt in den nächſten Tagen
allen bisherigen uchern zugeſtellt; nur wer die Meſſe zum erſten
mal beſuchen will, braucht die Zuſendung vom Meßamt eigens zu ver

e zu Weſeve daß bei Urlaubsreiſen zur
rwerbszwecken ke nſpruch auf örderung zum Militärtarif beſteht. Mit der Gewahrung der Fahrpre isermäpigung und dem Velziche

auf den Schnellzugszuſchlag iſt eines der wichtigſten Hinderniſſe für den
Beſuch der kommenden Frühjahrs-Muſtermeſſe in Leipzig hinwegge
räumt, der Erfolg dieſer für das deutſche Wirtſchaftsleben ſo überaus
wichtigen Veranſtaltung daher in vollem Umfange geſichert.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute Diensiag, wird die Oper „Undine“ wieder

holt. Für Mittwoch iſt „Die Walküre“ angeſetzt. Jn den Hauptpar
tien find beſchäftigt die Damen Mahlendorff (Sieglinde), Touchy (Brünn

de), Böhmer (Fricka), Enghardt, Dorp, Eichenderg, Böhmer, Schwarz,
iemann, Roesler, Ulrich (Walküren), ſowie die Herren Strätz (Sieg

mund), Fiſcher (Hunding), Kerzmann (Wotan); die Spielleitung hat
Leopold Sachfe, die muſikaliſche Leitung Oskar Braun. Am Donners
tag wird das Luſtſpiel „Jugendfreunde“ gegeben, am Freitag „Othello“.
Für Sonnebend abend iſt ein Sinfonie- Konzert (Soliſt Franz von
Vescey) angeſetzt.

Vorträge des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der deulſchen
Bolkskraft. Am Mittwoch, 6. Februar, abends 85 ühr, findet die
Fortſetzung des Vortrages von Herrn Dr. Hagen über „Deutſche Kunſt
und deutſches Sehen“ (mit Lichtbildern) ſtatt.

Aus der Provinz.
Beamte und &onſumbvereine.

Die Notwendigkeit einer Steigerung der Kaufkraft des Geldes
durch die Konſumgenoſſenſchaften hat ſich beſonders im Kriege deut-
lich gezeigt, und darum treten auch in den Beamtenkreiſen die

konſum genoſſenſchaftlichen Beſtrebungen immer mehr in den Vor-
dergrund. Daß ſirh die Feftbeſoldeten konſumgenoſſenſchaftlich. be
tätigen müſſen, dieſe Ueberzeugung hat überall feſten Fuß gefaßt,
doch bedarf es noch einer tatkräftigen, zielbewußten Aufklärungs-
arbeit, um ſie zu einem Gemeingut aller Beamten zu machen.

Das Recht der konſumgenofſfenſchaftlichen Organiſation kann
den Beamten heutzutage nicht mehr beſtritten werden. Sie ſelbſt
verlangen ſeit Jahren, daß man ſie durch keine geſetzliche oder
Verwaltungsvorſchrift hindere, ihre Hauswirtſchaft ſo zu geſtalten,
wie dies alle andern Berufskreiſe tun, und daß man ſie vor allen
Dingen nicht hindere, durch Einkauf von Waren in Konſum-
vereinen ihre Lebenshaltung zu verbeſſern. Sie wollen in wirt-
ſchaftlicher Beziehung keinen größeren Beſchränkungen unterworfen
ſein als die übrigen Staatsbürger, und ſie fordern ihre wirt-
ſchaftliche Selbſtändigkeit ohne Rückfichtnahme auf die Wünſche

einzelner Jntereſſengruppen. Jm Verkaufe des Krieges haben die
maßgebenden Stellen dieſen Forderungen zugeſtimmt und den Be-
amten die Beteiligung an Konſumvereinen freigegeben. Dagegen
laufen die Mittelſtandsretter Sturm. Sie behaupten nach wie
vor, daß die Konſumvereine den Mittelſtand zugrunde richten,
weshalb fie bekämpft werden müßten.

Wenn es eine Tatſache iſt, daß die Beamten gar nicht daran
denken, auf ihr ſtaatsbürgerliches Recht der konſumgenoſſenſchaft
lichen Betätigung den Mittelſtandspolitikern zuliebe zu verzichten,

ſo kommt es doch nunmehr darauf an, daß ſie von dieſem Recht in
der richtigen Weiſe Gebrauch machen. Es wäre durchaus falſch,
wollten ſie ſich von der großen Wirtſchaftsgemeinſchaft aller Ver
braucher abſondern und ſich in eignen Konſumvereinen organi
ſieren, der richtige Weg genoſſenſchaftlicher Selbſthilfe iſt der An

ſchluß an die beſtehenden Konſumhereine und ihre tatkräftige Mit
hilfe im Rahmen dieſer Vereine. t

Merſeburg. Die Beſfitzervon Obſt gär ken werden vom
Landrat aufgefordert, ihre ume ſobald wie möglich, ſpäteſtens
bis zum 15. Februax von den Raupeßneſtern zu reinigen. Es
r ſich beſonders um die Raupenneſter des e diefe

bſtbaumſchädli haben in den letzten Jahren eine

er e M De Temeinde und Gutsvorſteher ded
dafür daß die undlich von dieſen Schädlingen befreit wer

ferner ſind a ſitzer und Eigentümer von Obſt
n zur Bekämpfung der Schädlinge anzuhalten.

äumige ſind unnachſichtlich den Ortspolizeibehörden zur Be
anzugeigen, die i der

auf Koſten des Eigentümers. Der Kreisgärtner a dem
15. ruar alle Gemeinden kontrollieren, ob die Be ng
er

aus ſtündlich vo ind in den Wagen ausgehängt.

Weißenfels. en h Brot-marken. Die für die Zeit vom 24. Dezember bis W.
ne grüne Brotmarke hat Sonntag, den 3. Februax, ihre
Gültigkeit verloren. Die Marken dürfen ſeit Montag, den 4. Febr.,

en den Bäckern und Mehlhändlern nicht mehr angenommen wer
n. Von dieſem Tage an gelten nur 9 die dom 21. Januar

ausgegebenen grauen Brotmarken über Gramm
Naumburg. Anmeldung zur Volksſchule. Die An-

meldung der Oſtern ſchulpflichtig werdenden Knaben ſoll Donners
tag und Freitag, 7. und 8. Februar, zwiſchen 9 und 1 Uhr in der
Georgenſchule erfolgen. Anzumelden ſind alle Sechsjährigen und
die Kinder, die bis zum 30. September d. J. ſechs Jahr alt werden.
Vorzulegen ſind bei der Anmeldung die Geburtsurkunde, das
Taufzeugnis (Stammbuch) und der Jmpfſchein. m u

J r von Altpapier aller Art. AmDonnerstag und Freikag wird wie im Vorjahre eine Sammlung
alten, ſauberen Zeitungspapiers, wertloſer Bücher und ſonſtigen
Altpapiers veranſtaltet. Das Zeitungspapier gert dazu dienen, ein
brauchbares Füllmaterial für Militärſtrohſäcke herzuſtellen. Die
Sammlung wird durch Schulkinder ausgeführt, die mit Handwagen
die geſammelten Papiermengen abholen werden.

Für Geflügelhalter. Am 14. März geht das lau-fende eigene u Ende. Bis zu dieſem e müſſen
die Geflügelhalter ihre Ablieferungsſchuldigkeit an Eiern erfüllt
haben. Wieviel Eier ahzuliefern ſind, kann ſich jeder ſelbſt be
rechnen Von der Zahl der Legehühner bleibt immer für je 2 dar
haltungs angehörigen 1 Legehuhn frei von den übrigen Legehühnern
ſind in der Zeit vom 15. September 1917 bis zum 14 März 1018je 6 Eier abzuliefern. Gegen ſäumige Geflügethalter ſoll zwangs

weiſe vorgegangen werden.

Zeitz. Lebensmittelverteilung. Sonnabend,
9. Februar, wird in den Bezirken 3—-8 auf zwei Lebensmittel-
marken 105 (Reſtermarke) je ein Hering, Preis 48 Pf., verteilt.
Der Verkauf erfolgt in den durch Aushang e Geſchäften,
da nicht alle Händler mit Heringen bedient werden können. Der
Bezirk 2 erhält vorausſichtlich in einigen Tagen Käſe. Die Ver
teilung erfolgt, ſobald e Ware eingetroffen iſt. Da in
dieſen Tagen die zur Verteilung benötigten Mengen KaffeeErſatz
eintreffen, wird dieſer Montag, 11. Februar auf die bereits ab-
gegebene Lebensmittelmarke 100 verteilt. Es gibt je 29 Pfund
entweder aus Getreide angefertigte Wave in Packungen (28 Pf.)
oder aus Getreide angefertigte Ware loſe (26 Pf.) oder andere
Berre in Packungen (42 Pf.) oder andere Ware loſe (40 Pf.), je nach

orrat.
Schulvücherſammlung. Um der Schulbücher- und

Papiernot abzuhelfen und ärmere Kinder mit den Büchern
zu verſehen, werden die Mütter und Väter der Volksſchulkinder

beten, überflüſſige Bücher, die zu Hauſe oft unbenutzt herum-
iegen, in die beiden Volksſchulen zu ſchicken. Es kommen folgende

Bücher in Frage: Religionsbuch von Falcke und Förſter; Leſebuch
für Unter, Mitdel- und Oberſtufe von Steger und Wohlrabe;
Realienbücher; Rechenbücher von Hanft; Atlanten. Nicht mehr
brauchbare Bücher werden der Papierſammlung zugeführt.

Zeitz. Zur Schuhnot gibt der Magiſtrat folgendes be
kannt: Jnfolge des wirklich vorhangenen Mangels an Leder müſſen
zit Lederſohlen Erſatzſohlen getragen werden. Jm Hinblick auf

ie jetzige kalte und naſſe Jahreszeit und zun Beſeitigung eines
Notſtandes nach dieſer Richtung hin haben wir ſämtliche hier noch
vorhandenen Schuhmachermeiſter, insbeſondere diejenigen, welche
der Hilfsdienſtpflicht unterworfen ſind, verpflichtet, alle vorkommen
den Schuhwerks-Ausbeſſerungen unter Anwendung des zur Ver-
fügung ſtehenden Erſaßmaterials ſachgemäß auszuführen. Es iſt
unbedingt notwendig, das noch vorhandene Schuhwerk ſchonend zu
behandeln. Bei ſtarker Abnutzung des Schuhwerks kann auf keine
ordnungsmäßige Wiederherſtellung gerechnet werden. Wir emp-
fehlen deshalb dringend, Schuhe ſchon dann zur Ausbeſſerung zu
geben, wenn nur kleine Schäden an ihnen vorhanden ſind. Auch
muß jeder für ſeine e vom Schuhmacher ſelbſt
Sorge tragen. Für die minderbemittelte Bevölkerung uns
er ecmeigee eſtellt, deren Verkauf beimtet machermeiſter umarktſtraße Nr. ſtatt
indet.

S a in der Volksſchule. Be-kanntlich hat der Magiſtrat und das Stadtverordnetenkollegium
800 M. bereit geſtellt, um Säuglingspflegeunterricht in der Mäd-
chenvolksſchule zu ermöglichen. Nachdem eine techniſche Lehrerin
in einem vierwöchentlichen Kurſus am Kaiſerin-Auguſte-Viktoria-
häus in Berlin-Charlottenburg durchgemacht hat, iſt mit dem
Unterricht begonnen worden. Um einen Begriff von dem Unter-
richt r geben, ſei folgendes aus dem Lehrſto angeführt: Das
Verhalten des geſunden und kranken Kindes, die Hilfsbedürftig
keit des Kleinkindes, der Begriff der Reinlichkeit, Jnfektion, Des-
infektion, das Säuglingsbad, die Säuglingswäſche, die natürliche
Ernährung, Beikoſt, die unnatürliche Ernährung, die Kuhmilch,
Milchverdünnnung und Anreicherung mit Zucker, die Ueberfütte-
rung, der Einfluß der heißen Jahreszeit auf den Säugling, der
Aberglaube in der Kinderſtube. An einer zweckmäßig konſtruierten
e wird Baden, Ankleiden, richtiges Tragen uſw. gezeigt und
geübt.

Eisleben. Höchſtpreisüberſchreitungen vor dem
Schöffengericht. Die Ehefrau Hermine Luragraf V Len-
ſtng in Heftg war beſchuldigt, zu Eisle am 12. September1917 den auf 30 L toten Höchſtpreis für grüne Bohnen
überſchriiten zu haben, indem ſie das Pfund zu 60 Pf. y

i z e rrafug C ie zu S M. oderagen ängnis verurteilt. Die au Anng ukzeClement aus geg war veſchuldigt, am 12. September x
Eisleben den ſtpreis von 30 Pf. für Tomaten überſchritten zu
haben, indem ſie das Pfund zu 60 Pf. verkaufte. Urkeil
lautete auf 50 M. oder 10 Tage Gefängnis.

Die Provinziralſtraße Eisleben Aſchers-leben iſt wegen Beſeitigung der Eentre, ſchäden zwi 3 Kilo-

meter 3,8 und 42 für allen Verkehr ſeit Montag kis auf weitere
geſperrt. Der Verkehr wird auf die Straßenverbindung Eie-leben Polleben--Siersleben verwieſen. v g

Gewerkſchaftliches.
b des HolzarbellerVerbandes. 23 000 nene MüJahresa

r. Der arbeiter-Verband zählte am Ende des 68 240itglieder; am Schluſſe des 1917 wurden 90 e i
nofeſtgeſtellt, doch dürfte dieſe eine Erhöhung e dadie Vulie ne Orisaruppen n Den tänteil

an der Zunahme der ederzahk tragen d d weiblichen Mitglieder; aber auch die Zahl der männlichen der ſtieg
um über 8000. Bei den weiblichen und gen ineen n fehlt
nicht allzuviel an einer Verdreifachung der Mitgl Der Ver

ur Verfügung
ümmler hier,

erbreitung
gefunden, ſo daß die künftige Obſternte gefährdet iſt. Der Landrat

Mitglieder aufgenommen, wie in den drei vora genen en zumen. Die beiterzeitung GendtWerhetraſt des W Zahlen d und
erdandes ſtäßt.

Januar

Etwaige
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